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EDITORIAL

Die Gemeinde für Kinder!

Diesen Titel der aktuellen Ausgabe kann man ver-

schieden interpretieren:

Zuerst über den Aufmacher unserer aktuellen OÖGZ, 

mit den beiden vom Österreichischen Gemeindebund 

aufgelegten Kinderbüchern, die unsere Gemeinde 

und ihre Aufgaben kindgerecht erklären und so schon 

unseren jüngsten Bürgerinnen und Bürgern einen 

Einblick in die kommunale Ebene geben wollen.

Eine zweite Interpretation sind die gerade in der Fe-

rienzeit vielfältigen Angebote und Aktionen für Kinder 

und Jugendliche in unseren Städten und Gemeinden. 

Das hilft besonders den vielen berufstätigen Eltern, 

die ihre Kinder sinnvoll beschäftigt und gut aufgeho-

ben wissen, wenn diese derartige Angebote nutzen, 

während sie selber arbeiten müssen.

Zuletzt aber – und das ist möglicherweise die zentrale 

Bedeutung – brauchen gerade Kinder und Jugendliche 

ihre Gemeinde als Ort, wo sie sich zuhause fühlen, wo 

sie sich sozialisieren können, wo sie mit einem Wort 

geborgen aufwachsen können. Unsere Gemeinden 

sehen das als eine zentrale Aufgabe, was durch Aktio-

nen wie die familienfreundliche Gemeinde und viele 

andere mehr unterstrichen wird.

Das afrikanische Sprichwort, dass es ein ganzes Dorf 

braucht um ein Kind zu erziehen, gibt das – in unsere 

heutige Zeit übersetzt – durchaus richtig wieder. Trotz 

aller neuen Technologien und den phantastischen 

Möglichkeiten einer zunehmend digitalisierten Gesell-

schaft braucht es immer noch eines für unsere Kinder 

und Jugendlichen: Die Gemeinde!

Übrigens – es sind nur noch fünf Monate bis zum 

Start der VRV 2015 – nutzen wir die Zeit!

Mag. Franz Flotzinger
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Erstmals Bürgermeisterin in Leonding
Bereits im ersten Wahlgang wurde 

Frau Dr. Sabine Naderer-Jelinek zur 

neuen Bürgermeisterin von Leonding 

gewählt. Sie folgt damit als erste Frau 

in der Geschichte von Leonding Mag. 

Walter Brunner als Stadtoberhaupt 

nach.

Sabine Naderer-Jelinek studierte Publi-

zistik und Politikwissenschaften an der 

Universität Salzburg, wo sie 2004 zur 

Dr. phil. promovierte. Sie war unter 

anderem für die Rundschau, für Life 

Radio, für die Kammernachrichten der 

Wirtschaftskammer Österreich, die 

Sozialministerium unter Erwin Buchin-

ger sowie für die Online-Redaktion der 

Arbeiterkammer Oberösterreich tätig.

Im Februar 2013 wurde sie unter Wal-

ter Brunner erste Vizebürgermeisterin 

und übernahm den Vorsitz im Aus-

schuss Jugend, Familie, Bildung sowie 

2019 übernahm sie interimistisch von 

Walter Brunner die Amtsgeschäfte als 

geschäftsführende Bürgermeisterin. 

Am 26. Mai 2019 wurde sie mit rund 

51 Prozent zur Bürgermeisterin von 

Leonding gewählt.

Sabine Naderer-Jelinek ist Mitglied 

im Sozialhilfeverband Linz-Land und 

im Bezirksabfallverband, sie ist Vor-

standsmitglied des Frauenhauses 

Linz, Aufsichtsratsmitglied der Kultur 

GmbH Leonding und Mitglied der De-

legiertenversammlung der Oberöster-

reichischen Versicherung.

Die OÖGZ gratuliert herzlich. 
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LR Klinger als neues Regierungsmitglied angelobt
In der Landtagssitzung am 23. Mai 

wurde Ing. Wolfgang Klinger als neuer 

Sicherheits-Landesrat angelobt. Der 

Unternehmer war bisher unter ande-

rem Landtags- und Nationalratsabge-

ordneter sowie Bürgermeister von 

Gaspoltshofen.

„Ich freue mich auf meine neue und 

spannende Aufgabe in der oberöster-

reichischen Landesregierung. Das 

mir übertragene Ressort werde ich 

verantwortungsvoll und umsichtig 

leiten sowie nach bestem Wissen und 

Gewissen für unser Oberösterreich 

handeln“, zeigt sich der neue Sicher-

heits-Landesrat KommR Ing. Wolf-

gang Klinger voller Tatendrang.

„Bei meinem Vorgänger Elmar 

 Podgorschek bedanke ich mich recht 

herzlich für seine hervorragende 

Arbeit. Elmar hat sein Ressort mit 

Hausverstand geführt und war stets 

bemüht, durch sachliche Arbeit das 

Beste für Oberösterreich zu geben. 

Für seine weitere Zukunft wünsche 

ich ihm alles Gute und bedanke mich 

nochmals für seine Arbeit als Sicher-

heits-Landesrat“, so Klinger abschlie-

ßend. Hö.

Landeshauptmann Mag. Thomas Stelzer, Landesrat KommR Ing. Wolfgang Klinger, 

Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Manfred Haimbuchner
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Oberösterreichs Gemeinden leisten 

einen großen Beitrag zum Ausbau 

des Betreuungsangebotes, sowohl 

für die vorschulische Kinderbetreu-

ung wie auch für die Nachmittags-

betreuung der Schulkinder. Dabei 

sind die Kostensteigerungen bei den 

Gemeinden Jahr für Jahr höher, als 

die Zuwendungen des Landes dafür 

steigen.

Eltern übernehmen Verantwortung 

für ihre Kinder. Gemeinden wollen 

dabei bestmöglich unterstützen und 

ein gutes Betreuungsangebot zur Ver-

fügung stellen. Im Sinne eines regio-

nal bedarfsgerechten Betreuungsan-

gebotes sind hier keine statistischen 

Quoten maßgeblich, sondern vor 

allem der Bedarf der Eltern, der re-

gional unterschiedlich ist! Daran ori-

entieren sich die Gemeinden. Dabei 

steigen die individuellen Bedürfnisse 

der Eltern. Immer stärker wird bei der 

Wahl des Wohnortes das Kinderbe-

treuungsangebot hinterfragt.

Ziel der Gemeinden muss es sein, 

den Bedarf zu decken. Dazu ist eine 

Gesamtbetrachtung notwendig. 

63.010 Kinder werden in OÖ aktuell 

in institutionellen Einrichtungen be-

treut. 1.827 Kinder werden aktuell 

von Tageseltern betreut. Innerhalb 

der letzten 10 Jahre hat sich diese 

Zahl verdoppelt.

Dennoch soll für die Eltern auch in 

Zukunft der Grundsatz der Wahlfrei-

zwischen 3 und 5 Jahren werden be-

reits in Einrichtungen betreut. Nicht 

die Politik hat über die Erreichung 

ist entscheidend, ob die Eltern mit 

dem Angebot zufrieden sind. Bei El-

ternbefragungen waren 94 Prozent 

der befragten Eltern mit dem Ange-

bot zufrieden. Es ist das Bestreben 

der Gemeinden, diesen Wert noch-

mals zu steigern.

Gemeinden arbeiten an überregio-

nalen Kooperationen, um z. B. auch 

im Sommer eine Betreuung anbieten 

zu können oder auch die Betreuung 

für die unter 3-Jährigen zu ermög-

lichen. Hier gibt es auch immer mehr 

Gemeinden, die sich im Interesse der 

agieren! Zusammenarbeit ist ein 

Gebot der Stunde. Ergänzend zum 

institutionellen Angebot fördern und 

unterstützen die Gemeinden die Be-

treuung durch Tagesmütter/Tages-

eltern. Das ist inzwischen für viele 

Kinder ein dem Bedarf angepasstes 

Zusatzangebot, das auch gerne an-

genommen wird. Auch da steht die 

Entscheidungsfreiheit der Eltern im 

Vordergrund.

Herausstreichen darf ich auch die 

Qualität der Betreuung. Die Eltern be-

urteilen die Betreuung durch die Pä-

dagoginnen und Pädagogen als sehr 

gut. Die Gemeinden ebenso wie die 

in den Einrichtungen beschäftigten 

Pädagoginnen und Pädagogen jedoch 

wünschen sich eine Entbürokratisie-

rung für den laufenden Betrieb der 

Kinderbetreuungseinrichtungen.

Derzeit beschäftigt uns die Frage, wie 

B-VG-Vereinbarung für die schulische 

Nachmittagsbetreuung auswirkt. 

Diese Verlängerung mussten wir uns 

als Gemeindebund richtiggehend 

erkämpfen. Bis zum Jahr 2021 sollten 

die vorhandenen Mittel jedenfalls 

reichen.

Sehr problematisch ist für uns die 

Frage von Supportpersonal, Assis-

tenzkräften und Sozialarbeit in den 

Schulen. Alle formulieren Wünsche, 

doch weder Bund noch Länder wollen 

bezahlen. Auch das ist typisch öster-

reichisch! Nach einem Gutachten 

des Verfassungsrechtlers Bernhard 

Raschauer ist die Bereitstellung und 

Bezahlung von Sekretariats- und 

Stützkräften nicht Aufgabe der Ge-

meinden. Wir bleiben auch da dabei: 

Die Bereitstellung und Finanzierung 

von Support- und Assistenzpersonal 

sind nicht Aufgaben des gesetzlichen 

Schulerhalters. Dabei wollen wir die 

Lehrer nicht alleine lassen. Wer aber 

zuständig ist und Vorgaben macht, 

darf sich bei der Finanzierung nicht 

verabschieden. 

Kinderbetreuung – ein Standortfaktor

LAbg. Bgm. Hans Hingsamer

Präsident des OÖ Gemeindebundes

Oberösterreichs Gemeinden 
leisten einen großen Beitrag 
zum Ausbau des Betreu-
ungsangebotes.

Dennoch soll für die Eltern 
auch in Zukunft der Grund-
satz der Wahlfreiheit gelten.

Wer aber zuständig ist und 
Vorgaben macht, darf sich 
bei der Finanzierung nicht 
verabschieden.

Ziel der Gemeinden muss 
es sein, den Bedarf zu 
decken.
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Ing. Mag. Karl Dietachmair,

Direktor der Landwirtschaftskammer Oberösterreich

INTERVIEW MIT
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Intensive Verbindung Gemeinde – Bauernschaft
OÖGZ: Herzlichen Dank, dass Sie sich 

für ein Interview für die OÖGZ Zeit 

nehmen und natürlich herzliche Gra-

tulation zur neuen Funktion. Kammer-

direktor der Landwirtschaftskammer 

– wie könnte man diese Aufgabe kurz 

beschreiben?

Ing. Mag. Dietachmair: Wir be-

umfassend, also nicht nur unsere 

Mitglieder, sondern genauso auch 

Bund, Länder und Gemeinden, in 

deren Auftrag wir viele Leistungen 

erbringen, bis hin zu den Konsu-

menten sowie den der Landwirt-

schaft vor- und nachgelagerten Or-

ganisationen. Meine Hauptaufgabe 

sehe ich vor allem in den Planungs-, 

Steuerungs- und Führungsprozessen 

für die Dienstleistungsorganisation 

Landwirtschaftskammer. Wir haben 

über die Jahre hinweg einen relativ 

detaillierten Zielvereinbarungspro-

zess entwickelt und aufgebaut. Mein 

Anliegen ist es, dass jeder Mitarbeiter 

weiß, was sind die Erwartungen des 

Dienstgebers an ihn, an welchen 

Zielen sollte er sich orientieren. Ich 

bin natürlich auch der zentrale An-

sprechpartner für das Präsidium und 

für die Funktionäre im Haus. Es geht 

dort einerseits um die Vorbereitung 

der Organsitzungen und natürlich 

auch um die Verantwortung für die 

Umsetzung der von den Organen 

im Rahmen der Selbstverwaltung 

gefassten Beschlüsse. Ein wesent-

licher Teil meiner Aufgaben sind auch 

die agrarpolitische Grundsatzarbeit 

und die strategische Verantwortung 

reich der Landwirtschaftskammer. 

Zu meinen Aufgaben gehören auch 

eine umfangreiche Vortragstätig-

keit, bei bestimmten Anlässen auch 

Repräsentationsaufgaben sowie die 

Alltagsarbeit, Troubleshooting, wenn 

Probleme innerhalb der Organisation 

auftreten, dafür zu sorgen, dass es 

entsprechende Lösungen gibt.

OÖGZ: Haben Sie auch Personalver-

antwortung?

Ing. Mag. Dietachmair: Ja, natür-

lich. Auch die zentrale Personalver-

antwortung, mit Unterstützung eines 

entsprechenden Personalreferates 

gehört zu meinen Aufgaben.

OÖGZ: Die Landwirtschaftskammer 

hat sich vor Kurzem einem umfassen-

den Reorganisationsprozess unter-

zogen. Sind die Umsetzungsarbeiten 

dazu schon abgeschlossen?

Ing. Mag. Dietachmair: Wir haben 

den Reformprozess mittlerweile weit-

gehend abgeschlossen. Die Reform 

beinhaltet, dass wir die ehemals 

fünfzehn Dienststellen der Bezirks-

bauernkammern zusammengeführt 

haben auf acht Dienststellen. Die 

Funktionärsebene in Form der Be-

zirksbauernkammern ist aber erhal-

ten geblieben. Wir haben die orga-

nisatorische Zusammenführung mit 

Dienststellenleitungen für die acht 

Dienststellen großteils neu bestellt 

und dann schrittweise die räumlichen 

Zusammenführungen gemacht. Eine 

Wir sind derzeit dabei, eine neue 

Dienststelle in Hagenberg zu errich-

ten und da werden wir mit Jahresen-

de die bisherigen Standorte aus Perg 

und Freistadt endgültig zusammen-

führen. Mit diesem Prozess haben 

wir insgesamt etwa 20 Dienstposten 

eingespart. Das ist uns gelungen in 

Form von natürlichen Abgängen und 

Dienstverhältnissen, weil es einzel-

ne Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
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gegeben hat, die den weiteren An-

fahrtsweg zu den neuen Dienststellen 

nicht mehr in Kauf nehmen wollten. 

In Summe ist diese Reform sowohl 

bei den Kammermitgliedern und mitt-

lerweile auch bei unseren Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern auf eine äu-

ßerst positive Resonanz gestoßen, die 

wir uns in dieser Form ursprünglich 

gar nicht erwartet hätten. Die Reform 

hat auch zu den angestrebten Syner-

heurigen Winter bei unseren Zielver-

einbarungsgesprächen gesehen. Ich 

hätte mir ursprünglich nicht erwartet, 

Raschheit tatsächlich eintreten. Also 

in Summe kann man sagen, ein abso-

lut positives Resümee und ich bin den 

Funktionärinnen und Funktionären 

sehr dankbar für die sehr weitsichtige 

Entscheidung für eine umfassende 

Strukturreform, womit wir als Dienst-

leistungsorganisation für die Zukunft 

sehr gut aufgestellt sind. 

OÖGZ: Da kann man gratulieren. 

Große Veränderungen gestemmt. Der 

Blick jetzt nach vorne: Wo liegen Ihrer 

Ansicht nach die größten Zukunfts-

herausforderungen für die heimische 

Landwirtschaft?

Ing. Mag. Dietachmair: Unser 

Hauptziel für die Mitgliedsbetriebe 

ist es natürlich, entsprechende Wert-

schöpfung und Einkommen für die 

bäuerlichen Familien zu erzielen und 

gleichzeitig auch eine entsprechen-

de Lebensqualität sicherstellen zu 

können. Die zentralen Herausforde-

rungen für die Landwirtschaft sehe 

ich insbesondere in den steigenden 

Anforderungen der Gesellschaft an 

die landwirtschaftliche Produktion. 

Derzeit sind mehrere Themen in 

-

zenschutzmittelanwendung, die 

Tierarzneimittelanwendung, die wir 

zwingenderweise brauchen, um eine 

entsprechende Lebensmittelqualität 

sicherstellen zu können. Für uns ist 

die momentane politische Situation 

auf Bundesebene durchaus prob-

lematisch, weil im freien Spiel der 

politischen Kräfte das Risiko besteht, 

dass unsere landwirtschaftlichen 

Interessen in Teilbereichen unter die 

Räder kommen könnten. Eine zweite 

große Herausforderung für die Land-

wirtschaft ist der Klimawandel. Wenn 

man auf die letzten Jahre zurück-

schaut, kann man sagen, wir haben 

klimatisch betrachtet mehrere Jahre 

mit anormalen Klimaentwicklungen 

gehabt, die die Landwirtschaft tref-

fen. Gleichzeitig muss man festhalten, 

dass beim Klimathema die Landwirt-

schaft in vielen Bereichen auch Teil 

der Lösung ist. Ich denke hier ins-

besondere an die verstärkte Nutzung 

der Bioenergie und die Renaissance 

Eine dritte große Herausforderung 

im Bereich der Landwirtschaft ist das 

Thema Digitalisierung, die auch in die 

landwirtschaftliche Produktion zu-

nehmend Einzug hält, insbesondere 

in der Tierhaltung. Die besondere 

Herausforderung besteht hier darin, 

zu schauen, wie die neuen Möglich-

keiten der Digitalisierung für unsere 

eher kleinbetrieblichen Strukturen 

auch wirtschaftlich sinnvoll genutzt 

werden können. Eine weitere Heraus-

forderung sehe ich in den begrenzt 

vorhandenen landwirtschaftlichen 

Oberösterreich besonders, auch das 

Thema Bodenverbrauch und zuneh-

mend auch das Thema Arbeitsplatz-

Wirtschaft in Oberösterreich ist es 

für uns eine zusätzliche Herausfor-

derung, zu schauen, innerhalb der 

Landwirtschaft entsprechend attrakti-

ve Arbeitsplätze zu erhalten. 

OÖGZ: Wie viele Mitarbeiter sind bei 

der LWK OÖ beschäftigt und was sind 

die größten Geschäftsfelder?

Ing. Mag. Dietachmair: Wir ha-

ben laut Dienstpostenplan derzeit 

sind das aufgrund des hohen An-

teils an Teilzeitbeschäftigten etwa 

Mehrfachantragstellung arbeiten wir 

mit einer größeren Zahl von Berater-

bäuerinnen und Beraterbauern, die 

uns unterstützen. Da steigt der Per-

sonalstand dann kurzfristig auf knapp 

Unsere vier Hauptgeschäftsfelder 

sind die Beratung, die Bildungsarbeit, 

die Interessenvertretung und die Ser-

viceleistungen im Bereich der Abwick-

lung von Ausgleichszahlungen bzw. 

die Förderungsabwicklung.

OÖGZ: Weil nicht alle Leser vom Fach 

sind: Mehrfachantragstellung – was 

bedeutet das?

Ing. Mag. Dietachmair: Mehrfach-

antragstellung beinhaltet die Be-

antragung von Direktzahlungen und 

verschiedener Ausgleichszahlungen 

in einem Antrag. Zu den Ausgleichs-

zahlungen gehören insbesondere 

die Maßnahmen im Bereich des 

agrarischen Umweltprogrammes 

und auch die Bergbauernförderung. 

Das ist eine bestimmte Phase von 

Anfang März bis Mitte Mai, wo von 

etwa 23.000 Betrieben in OÖ die so-

genannten Mehrfachanträge gestellt 

werden. 

OÖGZ: Wie stellt sich die politische 

Landschaft in der LWK OÖ aktuell dar?

Ing. Mag. Dietachmair: Es gibt in 

Oberösterreich im Vergleich zu den 

Landwirtschaftskammern in den 

anderen Bundesländern eine durch-

aus bunte politische Landschaft in 

unserer Kammervollversammlung. 

-

gruppen vertreten und dementspre-

chend eine sehr lebendige interne 

Diskussion. Ich sehe das auch als eine 

gewisse Stärke, weil durch die breit 

aufgestellte Funktionärstätigkeit bis 
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zur Ortsebene der Kontakt zu unse-

ren Mitgliedern sehr eng gestaltet 

werden kann. Die bestimmende poli-

tische Kraft in der Vollversammlung 

ist der OÖ Bauernbund. 

OÖGZ: Kommen wir zur Gemeinde-

ebene. Ganz kurz haben Sie schon an-

gesprochen, dass auch die Gemeinden 

in den weiteren Kundenkreis der Land-

wirtschaftskammer gehören. Wo sehen 

Sie die gemeinsamen Interessen mit 

den oberösterreichischen Gemeinden 

Ing. Mag. Dietachmair: Die gemein-

samen Interessen sehe ich insbeson-

dere in der Förderung des ländlichen 

Raumes und der ländlichen Regionen, 

wenn es um die Versorgung mit Infra-

struktur in diesen Gemeinden geht. 

Es geht dort auch um eine entspre-

chende Lebensqualität, um die wirt-

schaftliche Attraktivität dieser Regio-

nen und intensive Verbindungen gibt 

es auch zwischen der Bauernschaft 

und den Gemeinden, wenn es um 

das Vereinsleben, um Veranstaltun-

gen und Aktivitäten auf Ortsebene 

geht. Ich sehe mit den Gemeinden 

doch einige Diskussionspunkte, die 

uns momentan intensiv beschäftigen. 

Stallbaugenehmigungen, die sich 

für viele Betriebe, insbesondere im 

nehmend schwierig gestalten. Ich 

sehe auch das Thema der Flächen-

widmung, insbesondere wenn es 

um die heranrückende Bebauung 

an landwirtschaftliche Objekte geht, 

oder auch das Thema Umsetzung von 

Infrastrukturvorhaben, von denen 

meist land- und forstwirtschaftliche 

Eine zentrale umwelt- und agrarpoliti-

sche Herausforderung stellt der hohe 

Flächenverbrauch in den Gemeinden 

dar, wo es für die Zukunft dringend 

neuer Lösungen bedarf. 

OÖGZ: Zum Schluss eine persönliche 

Frage: Was mögen Sie an Ihrer Arbeit 

ganz besonders und was gar nicht?

Ing. Mag. Dietachmair: An meiner 

Arbeit schätze ich insbesondere den 

intensiven Kontakt zu unseren Bäue-

rinnen und Bauern sowie den Funk-

tionären. Sehr gerne mache ich typi-

sche agrarpolitische Versammlungen 

und Diskussionen mit den Bäuerin-

nen und Bauern. Ich habe das Glück, 

einen Beruf zu haben, der durchaus 

meiner persönlichen Leidenschaft 

entspricht und ich darf hier erwäh-

nen, dass ich in jungen Jahren als 

Student damals in der Kommunal-

politik begonnen habe, wo ich wich-

tige Erfahrungen für meine jetzige 

Wenn ich darauf angesprochen wer-

de, was ich gar nicht mag, dann fällt 

mir jetzt auf die Schnelle eigentlich 

gar nichts ein. 

OÖGZ: Da kann man nochmals 

 gratulieren, denn das ist ja dann 

mair – herzlichen Dank für das Inter-

view. 

Ihr kompetenter Partner

beim Thema Brandschutz

www.bvs-ooe.at

In Oberösterreich sind wir Ihre erste Adresse, wenn es um Infos und Beratung rund um 
Brand und Brandschutz geht. Von nützlichen Tipps für die Oberösterreicherinnen und Ober-
österreicher, über die Unterstützung von Behörden bis hin zur Arbeit als Sachverständige 
für Versicherungen geben wir unser Expertenwissen gerne weiter. 

Wir unterstützen Sie unter anderem bei

- feuerpolizeilichen Überprüfungen
- brandschutztechnischen Überprüfung und Beratung gemeindeeigener Bauten
- Beistellung unserer Sachverständigen für Bauverhandlungen
- Beratungen und Vorträge für die Bevölkerung 

Wir informieren Sie gerne!

BVS - Brandverhütungsstelle für Oö.
registrierte Genossenschaft m.b.H. 
Petzoldstraße 45 / 4020 Linz / Austria

T +43 732 7617-250 / F +43 732 7617-29 
office@bvs-ooe.at / www.bvs-ooe.at
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OÖ unterzeichnet internationales Klimaschutzabkommen 
„Under2MoU“

Als erst zweites österreichisches Bundesland unterzeichnet Oberösterreich 

das internationale Klimaschutzabkommen „Under2MoU“ (Under 2 

Memorandum of Understanding). Dabei handelt es sich um ein Abkommen, 

mit dem Ziel, die Erderwärmung auf weniger als 2 °C zu begrenzen. „Mit dem 

Beitritt zu diesem internationalen Klimaschutzabkommen stärken wir 

unsere Aktivitäten im Kampf gegen den Klimawandel und für eine 

nachhaltige Politik. Wir wollen, dass auch unsere Kinder und Kindes-

Kinder die besten Lebens- und Umweltbedingungen mit allen Möglich-

keiten und Chancen vorfinden“, so der Landeshauptmann, der im 

Zusammenhang mit dem unterzeichneten Klimaschutzabkommen von 

ambitionierten Zielen spricht, die den konsequenten Einsatz in allen 

Politik- und Lebens bereichen erfordere. Die Unterzeichnung des Klima-

schutz abkommens sei auch ein deutliches Signal an die jungen Menschen, 

die sich dieser Tage so engagiert für den Klimaschutz einsetzen würden. 

„Ja, wir hören und verstehen euch. Und ja, wir nehmen die Heraus-

forderungen des Klimawandels absolut nicht auf die leichte Schulter“, 

sichert der Landeshauptmann zu.

„Klimaschutz braucht konkrete Maß-

nahmen. Zentrales Ziel der Klima-

politik ist die Reduktion von Treib-

hausgasemissionen. Hier hat das 

Bundesland Oberösterreich die Nase 

vorn. Vor allem im Gebäudesektor 

sind wir bundesweites Vorbild. 

Wir sprechen uns auch ganz klar 

gegen die Atomkraft und gegen Atom-

restmülllager im grenznahen Tsche-

chien aus. Diese Energie ist weder 

klimafreundlich noch wirtschaftlich. 

Eine Kilowattstunde Atomstrom verur-

sacht mehr CO
2
-Emissionen als Strom 

aus erneuerbaren Energieträgern. 

Im Bereich des Klimaschutzes dür-

fen aber die Versorgungssicherheit, 

die Wettbewerbsfähigkeit und die 

Standortsicherheit nicht außer Acht 

gelassen werden. Wir werden diesen 

konsequenten Weg im Sinne unserer 

Bürger weitergehen. Wir stehen zu 

einer Klimapolitik mit Hausverstand“, 

spricht sich Landeshauptmann-Stell-

vertreter Dr. Manfred Haimbuchner 

für umsichtiges Handeln aus.

„Mit unserer Energiestrategie ‚Ener-

gie-Leitregion OÖ 2050‘ wollen wir 

Oberösterreich als internationale 

-

enz und erneuerbare Energietechno-

logien positionieren. Die Umstellung 

des Energiesystems ist eine wesent-

liche Strategie, um die Wettbewerbs-

fähigkeit des Wirtschaftsstandortes 

Oberösterreich langfristig abzusi-

chern. Der globale Umbau der Ener-

giesysteme durch Dekarbonisierung 

und Dezentralisierung wird die Ener-

giezukunft prägen. Aufgrund der Ver-

änderungen auf den Energiemärkten, 

aber auch in allen anderen Bereichen 

sowie aufgrund der Erfahrungen der 

vergangenen Jahre wird der Weg hin 

zur Energieleitregion konsequent 

verfolgt. Oberösterreich setzt auf 

den Ausstieg aus dem Heizen mit Öl 

mittels Anreizsystemen sowie auf 

das Verbot im Neubau, entsprechend 

meinem Credo ‚Energiewende auf 

wirtschafts- und sozialverträglicher 

Basis‘. Klimaschutz und Standortpoli-

tik ist kein Gegensatz, sondern ein 

Miteinander“, stellt Wirtschafts- und 

Energie-Landesrat Markus Achleitner 

fest.

„Ich habe Jahre für diesen Schritt 

gearbeitet und bin sehr froh, dass 

v. l.: Landesrat Rudi Anschober, Landeshauptmann Thomas Stelzer, Landeshaupt-

mann-Stellvertreter Manfred Haimbuchner, Landesrat Markus Achleitner
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Klimaschutz und Standort-
politik ist kein Gegensatz, 
sondern ein Miteinander.
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Oberösterreich nun beitritt und da-

eingeht. Auf Basis der Mitgliedschaft 

muss Oberösterreich nun noch stär-

verwirklichen. Für die Zukunftssi-

cherung der nächsten Generationen 

und damit wir Strafgeldzahlungen 

vermeiden“, so Landesrat Rudi 

 Anschober. 

Oberösterreich ist seit 2011 Mit-

glied in „The Climate Group“, einem 

globalen Netzwerk von Regionen 

und Städten, mit dem Ziel einer Kli-

ma- bzw. Energiewende. Im Rahmen 

dieser Mitgliedschaft wurde nun das 

„Under 2 Memorandum of Unders-

tanding“ unterzeichnet. Weltweit 

haben bereits 220 Regionen dieses 

Memorandum of Understanding 

unterzeichnet – in Österreich neben 

Oberösterreich auch das Bundesland 

Niederösterreich. 

Save the date –  

Themen 
  

  

  

Referenten       Auf Einladung des
  OÖ Gemeindebundes referieren 

    

    

  

Moderation 
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Fall des Eisernen Vorhangs vor 30 Jahren
LH Stelzer: „Wir sind aufgerufen, in 

einem gemeinsamen Europa zusam-

menzuwirken, uns als starke Regionen 

der europäischen Familie zu verste-

hen.“ Kreishauptfrau Stráská: „Süd-

böhmen und Oberösterreich verbindet 

nicht nur eine Nachbarschaft – es ist 

eine Blutsfreundschaft.“

an der österreichisch-tschechischen 

Grenze und vor 15 Jahren trat die 

Tschechische Republik der Europäi-

schen Union bei. Oberösterreich und 

Südböhmen erinnerten in einem Fest-

akt im Linzer Landhaus gemeinsam an 

diese historischen Wendepunkte.

„Wir sind uns so nah“, sagte die Kreis-

hauptfrau von Südböhmen, Mgr. 

Ivana Stráská. „Weil wir über Jahrhun-

derte in einem gemeinsamen Staat 

gelebt haben. Wir haben so viele ge-

meinsame Vorfahren. Südböhmen 

und Oberösterreich verbindet nicht 

nur eine Nachbarschaft – es ist eine 

Blutsfreundschaft. Darum funktionie-

ren unsere gemeinsamen Projekte so 

gut.“

„Die Grenze war ein Ort, wo Lebens-

geschichten passiert sind, wobei oft 

gar nicht immer bewusst gewesen 

ist, dass es diese Trennlinie gibt“, er-

innerte die Kreishauptfrau. „Aber die 

Grenze war auch ein Ort des Schmer-

zes. Für die Jugend ist der Krieg heute 

ein virtuelles Spiel, das man abdre-

hen kann. Darum liegt es an uns, 

dass wir an den wirklichen Schmerz 

des Krieges und der Gewalt erinnern. 

Tun wir viel für unsere gemeinsamen 

Wurzeln und dass sie zu großen Bäu-

men wachsen können.“

„Es war das Verdienst unserer tsche-

chischen Nachbarn, diese Wende 

unserer Geschichte mutig und fried-

lich möglich gemacht zu haben“, er-

innerte LH Stelzer, „während andere 

kommunistische Regimes genau sol-

che Prozesse blutig und gewaltsam 

niedergeschlagen haben.“ Der Eiser-

ne Vorhang habe die Lebensmodelle 

Europas in Ost und West gewaltsam 

getrennt, ebenso wie er deutlich zu-

tage gebracht hat, „dass ein Regime, 

das seine Bürgerinnen und Bürger 

einsperrt und von der Freiheit abhält, 

niemals auf Dauer erfolgreich sein 

kann. Der Eiserne Vorhang ist ein ein-

dringliches Symbol für das Scheitern 

des Modells im damaligen Osten.“

„Die Geschichte hat uns eine zweite 

Chance gegeben, die wir sehr aktiv 

miteinander nutzen“, verwies LH 

Stelzer auf die gemeinsamen Erfolge 

mit Tschechien und die positiven Aus-

-

nung auf Wirtschaft und Arbeitsmarkt 

in beiden Ländern. „Insbesondere be-

deutete das einen gewaltigen Schritt 

der Entwicklung für das Mühlviertel, 

die Grundlage für wirtschaftlichen 

Fortschritt und soziale Sicherheit.“ 

Auch insbesondere in der Kultur wur-

de die Zusammenarbeit beider Län-

der in den vergangenen Jahrzehnten 

intensiviert, vom gemeinsam began-

genen „Stifter-Jahr“ bis hin zur grenz-

überschreitenden Landesausstellung.

„Es ist unser Auftrag, weiter zusam-

menzuarbeiten“, erinnerte Stelzer an 

die gemeinsame Kooperationsstrate-

gie 2030, die Oberösterreich und Süd-

böhmen im März 2018 gemeinsam 

vereinbart haben. „Wir haben viele 

Ziele und viel vor, um aus unserem 

reichhaltigen gemeinsamen Erbe viel 

Gutes für unsere Regionen zu entwi-

ckeln. Wir sind aufgerufen, in einem 

gemeinsamen Europa zusammenzu-

wirken, uns als starke Regionen ein-

zubringen und uns als aktive Teile der 

europäischen Familie zu verstehen“, 

so der Landeshauptmann abschlie-

ßend.

Anlässlich der Gedenkfeierlichkeiten 

und des großen Südböhmen-Mark-

tes, der in Linz stattfand, beschlos-

sen Kreishauptfrau Stráská und 

LH Stelzer auch ein gemeinsames 

Kunst- und Kultur-Projekt, das sich 

beiden Ländern richtet und seinen 

Ausgangspunkt an jenem Ort haben 

soll, an dem vor 30 Jahren der Eiserne 

Vorhang durchschnitten wurde. 

Kreishauptfrau Mgr. Ivana Stráská und Landeshauptmann Mag. Thomas Stelzer
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Oberösterreichs beste Holzbauten
Oberösterreichische Holzbau-

kompetenz vom Feinsten bot die 

Verleihungsgala des diesjährigen 

Holzbaupreises, die im Mai im OÖ 

Kulturquartier über die Bühne ging. 

110 innovative Musterbeispiele ober-

österreichischer Holzbaukompetenz 

wurden in sechs Kategorien ein-

gereicht. FünfAuszeichnungen, zwei 

Sonderpreise, ein Publikumspreis und 

acht Anerkennungen sind die ein-

drucksvolle Bilanz. Alle Informationen 

unter 

http://www.holzbaupreis-ooe.at

Oberösterreichs Holzbau erlebte in 

den vergangenen Jahren eine rasante 

wird in seiner enormen Vielfalt einem 

immer breiteren Anwender- und Kun-

denkreis bewusst. Dementsprechend 

vielfältig waren die diesjährigen Ein-

reichungen. Vom stylischen Einfami-

lienhaus bis zur sechsgeschossigen 

Wohnanlage, vom Kindergarten bis 

zur Whisky-Destillerie, vom landwirt-

schaftlichen Gebäude bis zur inno-

vativen Sanierung einer Holzbrücke, 

vom Schulgebäude bis zum Badehaus 

– die Palette ist breit und faszinie-

rend.

Der OÖ Holzbaupreis holt die her-

ausragenden Leistungen heimischer 

Architekten/Architektinnen und Holz-

bauunternehmen vor den Vorhang. 

„Ein Beleg für die Innovationskraft 

der oö. Planer und Betriebe ist das 

erste sechsgeschossige Holz-Wohn-

bauprojekt in Oberösterreich im 

Bereich des ehemaligen Pferde-

hospizes der Dragonerkaserne in 

Wels. Das von der WAG geplante 

und durch das Land Oberösterreich 

geförderte Wohnbauprojekt besteht 

fast zur Gänze aus Holz. Innovative 

Projekte wie dieses gilt es, in be-

sonderem Maße zu unterstützen“, 

so Wirtschafts-Landesrat Markus 

Achleitner.

„Damit solche Leuchtturmprojekte 

keine Einzelmaßnahmen bleiben, ist 

es wichtig, den Einsatz von Holz beim 

Bauen zu forcieren. Denn gerade im 

städtischen Bereich Oberösterreichs 

ist der Anteil an Holzbauprojekten im 

Wohnbau noch eher gering. Initiati-

ven wie der OÖ Holzbaupreis helfen 

dabei, Bewusstsein und Selbstver-

ständnis für eine nachhaltige Bau-

fügt Wohnbau-Landesrat LH-Stv. 

-

reize für eine neue Holzarchitektur 

und den verstärkten Einsatz des ge-

herausragenden Einreichungen zum 

Holzbaupreis sind ein Beweis dafür, 

wie schön Klimaschutz sein kann. 

Mit der in Zukunft erforderlichen 

Bepreisung von CO
2
 werden klima-

-

lich immer attraktiver. Dem Holzbau 

gehört daher auch die wirtschaftliche 

Zukunft – er wird vom Klimaschutz 

-

sentlichen Beitrag zum Klimaschutz 

leisten“, so Umwelt-Landesrat Rudolf 

Anschober.

„Im Bereich der landwirtschaftlich 

genutzten Objekte lässt sich in den 

letzten Jahren eine zunehmende Be-

schäftigung mit dem natürlichen Roh-

-

obachten. Die regionale Gewinnung, 

Verarbeitung und der Einsatz von Holz 

stärken den ländlichen Raum und 

-

kerung mit der lokalen Wirtschaft. Der 

Holzbaupreis unterstreicht den hohen 

Stellenwert des Holzbaus in Oberös-

terreich“, freut sich Agrar-Landesrat 

Preisträger der Kategorie Umbauten, Zubauten und Sanierungen: Dragonerhöfe, 

Reithalle, Wels – v. l.: LR Rudi Anschober, Architekt Mag. arch. et art. Maximilian 

 Rudolf Luger und Architekt Mag. arch. et art Franz Josef (Architekten Luger & Maul 

ZT GmbH), DI Hans-Christian Obermayr (Obermayr Holzkonstruktionen GmbH), 

Bmst. Ing. Horst Irsiegler MSc (WAG Wohnungsanlagen Gesellschaft m. b. H.), 
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Dem Holzbau gehört daher 
auch die wirtschaftliche 
 Zukunft.
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Goldenes Ehrenzeichen 
für Landes-Feuerwehrkommandant a. D. Kronsteiner
Dr. Wolfgang Kronsteiner prägte lange 

Jahre hindurch das Bild des Oö. Lan-

des-Feuerwehrverbandes. Seit 2009 war 

er als stv. Landes-Feuerwehrkomman-

dant tätig, ab Juni 2011 als oberster 

Feuerwehrkommandant über knapp 

94.000 Feuerwehrleute im ganzen Bun-

desland. Für sein Engagement und sei-

nen Einsatz dankte ihm Landeshaupt-

Goldenen Ehrenzeichen des Landes.

„Wolfgang Kronsteiner hat seine 

besonnene und ruhige Art, auch 

in brenzligen Situationen, seine 

Fachkompetenz, sein kamerad-

schaftliches Verhalten und seine 

Führungsqualität sowie Menschlich-

keit ausgezeichnet. Was er sagte, 

hatte Gewicht. Mit Disziplin, Mut, 

Einsatzbereitschaft, Loyalität sowie 

Zuverlässigkeit und Beständigkeit 

hatte er über Jahre hinweg die Ver-

antwortung für den Oö. Landes-Feu-

erwehrverband übernommen und 

diese positiven Eigenschaften an alle 

Kameradinnen und Kameraden im 

Bundesland weitergegeben“, so der 

Landeshauptmann bei der Auszeich-

nungsfeier für den Landes-Feuer-

wehrkommandanten a. D.

Der Landeshauptmann nutzte auch 

die Chance, neben Dr. Kronsteiner 

auch stellvertretend allen Feuerwehr-

mitgliedern in Oberösterreich seinen 

großen Dank auszusprechen. Hö.

vorne v. l.: Mag. Franz Flotzinger (Direktor OÖ Gemeindebund), LAbg. Bgm. Hans 

Hingsamer (Präsident OÖ Gemeindebund), Landes-Feuerwehrkommandant a. D. 

hinten v. l.: LAbg. Gisela Peutlberger-Naderer, LR KommR Ing. Wolfgang Klinger, 
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prima la musica – Sieger 2019
Mit 46 ersten Preisen und vier Bun-

in Kärnten liegt Oberösterreich 

116 junge Musikerinnen und Mu-

siker haben Oberösterreich beim 

-

furt vertreten, 46 davon konnten im 

 musikalischen Wettstreit besonders 

brillieren und wurden von der Bun-

desjury dafür mit einem 1. Preis bzw. 

einem GOLD-Prädikat für die studien-

orientierten Plus-Gruppen ausge-

zeichnet.

Landeshauptmann Mag. Thomas 

Stelzer lud diese erfolgreichen Nach-

wuchsmusiker/innen am 14. Juni 

2019 zu einem kleinen Empfang in 

das Landhaus in Linz ein: „Ich gra-

tuliere allen, die sich dieser großen 

Herausforderung gestellt haben. Sie 

haben Oberösterreich nicht nur her-

vorragend vertreten, sondern sind 

durch diesen Erfolg auch Vorbild für 

viele musikbegeisterte Kinder und 

Jugendliche in unserem Bundesland.“

Rund 30 Preisträger/innen waren 

dabei, darunter Bundessieger Sebas-

tian Glaser, der sich in der Wertungs-

kategorie Trompete IV plus mit 96,00 

von 100 möglichen Punkten durch-

gesetzt hat, sowie Sophie Renger, 

Punkte erreicht hat. Das erfolgreiche 

Vokalensemble „LaLeLi“ der Landes-

musikschule Ried im Innkreis sowie 

das Gitarrenduo „duo double-egker“ 

der Anton Bruckner Privatuniversität 

und ebenfalls Teilnehmer des Wett-

bewerbs gestalteten das musikalische 

Rahmenprogramm. 



OÖ GEMEINDEZEITUNG 14 JULI/AUGUST 2019

Gemeindebundjuristen diskutieren

Ist ein Bauplatz über zwei 

Grundstücke möglich?

In einer Mitgliedsgemeinde beabsich-

tigt ein Bauwerber, zwei Grundstücke 

zu einem gemeinsamen Bauplatz zu 

vereinen. Unseres Erachtens ist es 

möglich, dass sich ein Bauplatz auf 

mehreren Grundstücken erstreckt, 

sofern diese in der gleichen Grund-

buchseinlage eingetragen sind. Wei-

ters muss der gesamte Bauplatz gem. 

2 aufweisen. Unzuläs-

sig wäre hingegen, wenn sich mehre-

re Bauplätze auf einem Grundstück 

Einwendungsverzicht durch 

Unterschrift am Bauplan

Bei der Vorbereitung eines verein-

fachten Bauverfahrens wurde auf-

grund Abwesenheit eines Nachbarn 

dem Bauwerber ein Schreiben über-

mittelt, in welchem ein Einwendungs-

der Bauverhandlung jedoch nur dann 

möglich, wenn die Nachbarn durch 

ihre Unterschrift auf dem Bauplan er-

klärt haben, gegen das Bauvorhaben 

keine Einwendungen zu erheben. Das 

Schreiben des Nachbarn kann die 

Unterschrift am Bauplan nicht erset-

zen und somit ist kein vereinfachtes 

Bauverfahren möglich.

Verstoß gegen 5-Tages-Frist gem. 

Frist von fünf Tagen zur Übermittlung 

der beantragten Unterlagen vorgese-

hen. Sollte diese Frist verletzt worden 

sein, so ist keine unmittelbare Sank-

tion vorgesehen. Wird Vertagung des 

gefordert, so bedarf dies eines Ge-

schäftsantrags und der Zustimmung 

der Mehrheit der Gemeinderatsmit-

glieder.

Protokollierung einer 

Stimm enthaltung im 

Gemeinderatsprotokoll

Es wurde angefragt, ob und wie eine 

Stimmenthaltung im Rahmen einer 

Abstimmung in der Gemeinderats-

sitzung im Protokoll festgehalten 

GemO 1990 sieht vor, dass über jede 

Sitzung des Gemeinderates eine Ver-

handlungsschrift geführt werden 

muss und diese unter anderem die 

gefassten Beschlüsse und für jeden 

Beschluss die Art und das Ergebnis 

zu enthalten hat. Daraus ergibt sich 

unseres Erachtens, dass lediglich die 

Stimmen für und gegen den Antrag 

Oö. GemO 1990 eine Stimmenthal-

tung als Ablehnung des Antrages gilt, 

ist diese nicht gesondert, sondern als 

Gegenstimme zu protokollieren.

Gemeinderatssitzungen

-

dass jedermann nach Maßgabe des 

vorhandenen Platzes berechtigt ist, 

zuzuhören und sich Aufzeichnungen 

zu machen. „Nach Maßgabe des 

vorhandenen Platzes“ ist unseres Er-

achtens so zu verstehen, dass eine 

ordnungsgemäße und störungsfreie 

Verhandlung möglich sein muss. Es 

wird grundsätzlich nichts dagegen ein-

zuwenden sein, wenn neben den Sitz-

plätzen auch Personen im Stehen die 

Sitzung als Zuhörer mitverfolgen. Eine 

störungsfreie Sitzung wird dann nicht 

mehr möglich sein, wenn der Sitzungs-

saal aufgrund der Menge an Personen 

derart überfüllt und ein entsprechen-

der Lautstärkepegel vorhanden ist.

Identitätsfeststellung bei Wahlen

In einer Mitgliedsgemeinde wurde 

angedacht, mit Beschluss der Wahl-

behörde festzulegen, dass die Identi-

tätsfeststellung bei persönlich be-

kannten Personen unterbleiben kann. 

NRWO gesetzlich verankert ist und die 

Möglichkeit eines solchen Beschlus-

ses nicht eingeräumt wird, wäre dies 

unzulässig. Ob ein Wähler zur Wahl 

zugelassen wird, obwohl er sich nicht 

ausweisen kann, oder nicht, ist im Ein-

zelfall zu entscheiden. Ist der Wähler 

der Mehrheit der Mitglieder der Wahl-

behörde persönlich bekannt und wird 

kein Einspruch erhoben, so kann der 

Wähler zur Wahl zugelassen werden. 

Es darf jedoch keinerlei Zweifel an der 

Identität der Person bestehen.

Änderung der Hausnummer

Eine Gemeindebürgerin ist an eine 

Mitgliedsgemeinde herangetreten 

und wollte die Änderung ihrer Haus-

nummer beantragen. Seitens der 

Mitgliedsgemeinde erhielten wir die 

Anfrage, wie mit einem derartigen 

Gemeindegebiet gelegenen Gebäu-

den (ausgenommen Nebengebäuden 

und Gebäuden von untergeordneter 

Bedeutung) von der Gemeinde nach 

-

ten fortlaufende Hausnummern zuzu-

über die Notwendigkeit und Art der 

Anbringung der Tafeln sowie die dabei 

entstehenden Kosten im Zweifel die 

Gemeinde mit Bescheid zu entschei-

den. Ein Mitspracherecht von Gebäu-

deeigentümern bei der Zuteilung von 

Hausnummern ergibt sich aus dem 

Oö. Straßengesetz 1991 nicht. Über 

die Vergabe von Hausnummern ent-

-

ne Gemeinde.

Fälligkeit der Hundeabgabe nach 

Wohnsitzwechsel

Eine Mitgliedsgemeinde fragte an, ob 

sie berechtigt ist, die Hundeabgabe 
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von neu zugezogenen Hundehaltern 

für das laufende Jahr einzuheben. Die 

Hundehalter haben die Hundeabgabe 

in ihrer vorherigen Wohnsitzgemein-

de bereits für das gesamte Jahr begli-

chen. Eine neuerliche Vorschreibung 

der Hundeabgabe ist gesetzlich nicht 

möglich, sofern die Hundeabgabe 

der neuen Wohnsitzgemeinde die 

Hundeabgabe in der bisherigen 

Wohnsitzgemeinde nicht übersteigt. 

Wäre die Hundeabgabe in der neuen 

Wohnsitzgemeinde höher als die be-

glichene Hundeabgabe, so könnte die 

-

schrieben werden.

Bescheidadressat gem. 

Wird ein Bescheid nach dem Oö. 

Hundehaltegesetz ausgestellt, so 

ist der Bescheidadressat unseres 

Erachtens immer der Hundehal-

Hundehaltegesetz Anordnungen 

bescheidmäßig vorzuschreiben, so 

sind diese an den Hundehalter zu 

richten, auch wenn die Anordnungen 

baulicher Natur sind und der Hunde-

halter lediglich Mieter des Hauses 

oder der Wohnung ist. Es ist jedoch 

empfehlenswert, im Rahmen des Er-

mittlungsverfahrens dem Hundehal-

ter die Abklärung mit dem Vermieter 

aufzutragen. Sollte eine Umsetzung 

von beabsichtigten Anordnungen 

vom Vermieter nicht geduldet wer-

den, so ist es unseres Erachtens 

ratsam, alternative Anordnungen 

anzudenken.

bei Kredit- und Darlehensvergabe

Seit Inkrafttreten des BVergG 2018 ist 

-

gabe von Krediten oder Darlehen zur 

Gänze vom Anwendungsbereich des 

BVergG 2018 ausgenommen. Für die 

Abwicklung der Kredit-/Darlehensver-

gabe sind daher die Bestimmungen 

des BVergG 2018 nicht anzuwenden. 

Die Gemeinde hat jedoch bei der Ver-

gabe von Krediten oder Darlehen wei-

terhin die Gebarungsgrundsätze der 

Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 

Zweckmäßigkeit zu berücksichtigen. 

Zu deren Gewährleistung und Er-

zielung der bestmöglichen Kondition 

müssen mindestens drei Angebote 

eingeholt werden.

Verrottbare Urnen auf Privatgrund

Seit der Oö. Leichenbestattungsge-

setz-Novelle 2002 dürfen die Aschen-

reste eingeäscherter Leichen auch in 

verrottbaren Urnen beigesetzt wer-

den. Das Gesetz sieht keine Einschrän-

kung dahingehend vor, dass verrott-

bare Urnen nur auf genehmigten 

Bestattungsanlagen beigesetzt wer-

den dürfen, womit verrottbare Urnen 

auch für die Beisetzung auf privatem 

Grund verwendet werden können. 

Der pietät- und würdevolle Umgang 

muss jedoch gewährleistet sein. Sollte 

die Beisetzungsstätte aufgelassen 

werden, bevor die Urne verrottet ist, 

muss diese auf einem Friedhof oder in 

einem Urnenhain/in einer Urnenhalle 

beigesetzt werden. Es wird empfohlen, 

im Bescheid auf diesen Umstand hin-

zuweisen. 

Pakete abgestellt – Empfänger 

unbekannt

In einer Mitgliedsgemeinde wurden 

auf einem Grundstück eines Ge-

meindebürgers mehrere Pakete 

ohne Hinweis auf den Empfänger 

und Adressaten abgelegt. Es wurde 

angefragt, welche weitere Vorgehens-

weise empfohlen wird. Unseres Er-

achtens ist, wer eine fremde, verloren 

gegangene bzw. vergessene Sache 

10,00 überschritten wird und die Ver-

lustträgerin/der Verlustträger nicht 

den Fund bei der zuständigen Be-

hörde zu melden und die gefundene 

Sache dort abzugeben. Die Gemeinde 

als Sicherheitsbehörde muss versu-

chen, den Besitzer des gefundenen 

Ist dies nicht möglich, so muss der 

Fund beschrieben und die Beschrei-

der rechtmäßige Besitzer nicht binnen 

eines Jahres gemeldet, so wird der 

Finder verständigt und der Gegen-

stand an ihn ausgefolgt. Die Jahresfrist 

beginnt bei Gegenständen mit einem 

-

punkt der Fundanzeige. Nach Ablauf 

der Jahresfrist ist der Finder darüber 

zu verständigen, dass der Fund nicht 

abgeholt wurde und der Fund in das 

Eigentum des Finders übergeht. Der 

Finder hat bei einem Wert des Fundes 

Verständigung der Fundbehörde Zeit, 

seinen Eigentumsanspruch geltend zu 

machen. Hae.

Stellungnahmen des Österreichischen Gemeindebundes
 Bundesgesetz, mit dem das 

 Hochleistungsstreckengesetz 

-

werden

Ad Änderung der Zuständigkeiten 

Von Bedeutung sind die Änderun-

gen der Zuständigkeitsregelungen 

sollen die Länder (Landeshauptmann) 

neben Straßenbahnen und nicht 

für alle Angelegenheiten der „nicht 

vernetzten Nebenbahnen“ zuständig 

sein. Hinsichtlich aller vernetzten 

Nebenbahnen, für die bislang der 
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Landeshauptmann zuständig war, soll 

zukünftig der Verkehrsminister, der 

bislang im Wesentlichen für Haupt-

bahnen zuständig war, zuständig 

sein. 

-

verfahren und in Kostenverfahren soll 

daher in erster Linie der Bundesminis-

ter und nicht mehr der Landeshaupt-

mann zuständig sein. Nachdem nahe-

zu alle ÖBB-Nebenbahnen und einige 

Landesbahnen vernetzte Nebenbah-

nen sind, wird der Landeshauptmann 

nur mehr für jene „Landesbahnen“ 

zuständig sein, die nicht vernetzte 

Nebenbahnen sind.

Abgesehen davon, dass Gemeinden 

bislang schon Probleme mit der Klä-

rung der Zuständigkeit bzw. mit der 

Unterscheidung der Hauptbahnen 

(Hochleistungsstreckengesetz und 

Erklärung mittels Verordnung) von 

den Nebenbahnen hatten, wird man-

und Abgrenzungsmerkmale eine 

Unterscheidung von vernetzten und 

nicht vernetzten Nebenbahnen noch 

schwieriger bzw. de facto unmöglich 

gemacht.

Der Österreichische Gemeindebund 

gibt außerdem zu bedenken, dass 

bislang keine Probleme gemeldet 

bzw. aufgekommen sind, die auf die 

derzeitigen Zuständigkeitsregelungen 

zurückzuführen sind. Tatsächlich 

konnte bislang mit den zuständigen 

Sachbearbeitern in den Ländern 

hinsichtlich der Vorgehensweise an 

Eisenbahnkreuzungen Einvernehmen 

hergestellt werden. 

Anderweitige Probleme, die sich in 

der Vergangenheit gezeigt haben 

(Verfahrensverzögerung, unterschied-

zurückzuführen, wer wofür zuständig 

ist, sondern auf Bestimmungen im 

Eisenbahngesetz und in der Eisen-

bahnkreuzungsverordnung, die der-

sind, dass sie weder von Behörden 

noch von Verwaltungsgerichten sinn-

voll vollzogen werden können. 

Allein aus praktischen Erwägungen 

sollte daher die Zuständigkeit hin-

sichtlich aller Nebenbahnen beim 

Landeshauptmann bleiben.

 Bundesgesetz, mit dem die Stra-

-

scheingesetz geändert werden

Ad Rechtsabbiegeverbote 

Dem Entwurf nach sollen die Ge-

meinden im Wege einer Erweiterung 

des Katalogs der Aufgaben im eige-

ermächtigt werden, im Wege einer 

Rechtsabbiegeverbote für Lastkraft-

fahrzeuge (> 7,5 t) ohne Abbiegeas-

sistent für ein gesamtes Ortsgebiet, 

für Teile von Ortsgebieten oder näher 

bestimmte Gebiete zu erlassen, wenn 

dies aufgrund der örtlichen oder ver-

kehrsmäßigen Gegebenheiten nach 

dem Stand der Wissenschaft zur Er-

höhung der Verkehrssicherheit oder 

aus anderen wichtigen Gründen ge-

eignet erscheint. 

-

kungsbereich der Gemeinde ein 

eigener und ein vom Bund oder vom 

Land übertragener. Der eigene Wir-

kungsbereich der Gemeinde umfasst 

– neben den privatwirtschaftlichen 

Agenden – alle Angelegenheiten, die 

im ausschließlichen oder überwiegen-

den Interesse der in der Gemeinde 

verkörperten örtlichen Gemeinschaft 

gelegen und geeignet sind, durch die 

Gemeinschaft innerhalb ihrer ört-

lichen Grenzen besorgt zu werden. 

den Gemeinden etwa die „örtliche 

Straßenpolizei“ zur Besorgung im 

eigenen Wirkungsbereich zugewiesen 

Die Gemeinde darf die Angelegenhei-

ten des eigenen Wirkungsbereiches 

nur im Rahmen der jeweiligen gesetz-

lichen Vorgaben wahrnehmen. Mit 

der beabsichtigten Regelung soll die 

Gemeinde die Möglichkeit erhalten, 

Rechtsabbiegeverbote für Ortsgebie-

te bzw. für Teile von Ortsgebieten zu 

erlassen. Diese Verbote sind aber im 

Zusammenhang mit dem Einleitungs-

dürfen somit nur für das Gebiet der 

erlassen werden, die weder Auto-

bahnen, Autostraßen, Bundesstraßen 

oder Landesstraßen sind bzw. diesen 

gleichzuhalten sind. Dies bedeutet in 

-

abbiegeverbot nur für Gemeindestra-

ßen und Straßen „niedriger“ Ordnung 

verordnet werden darf. 

Der Gemeinde ist es somit aus verfas-

sungsrechtlichen Gründen verwehrt, 

generelle Rechtsabbiegeverbote 

durch Verordnung für ihr Ortsgebiet 

bzw. Teile davon zu erlassen (siehe 

dazu etwa auch die vergleichbaren 

StVO und die dazu ergangene Judika-

tur des VfGH). 

Durch diese Regelung würde daher 

werden (Gemeinde, Bezirksverwal-

tungsbehörde), deren Sinnhaftigkeit 

nicht ersichtlich ist. 

Abzulehnen ist auch folgender Passus 

„Sofern dadurch der Zweck der Ver-

ordnung nicht gefährdet wird, sind ein-

zelne Straßen, Straßenabschnitte oder 

Straßenarten vom Geltungsbereich der 

Verordnung auszunehmen.“

Daraus folgt, dass die Gemeinde eine 

Verordnung erlassen kann, wenn die-

se aus bestimmten Gründen „geeig-

net erscheint“, sie aber Ausnahmen 

festlegen muss, wenn dadurch der 

Zweck der Verordnung nicht gefähr-
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det wird. Demgemäß müsste für den 

Fall, dass eine Verordnung erlassen 

werden soll, jede einzelne Kreuzung 

und jeder einzelne Straßenabschnitt 

intensiv durch ein umfassendes und 

kostenintensives Sachverständigen-

gutachten geprüft werden. (!) 

Problematisch wird auch die Kund-

machung einer von der Gemeinde 

erlassenen Verordnung, gleich ob 

diese für das ganze Ortsgebiet oder 

nur für Teile desselben wirksam wird. 

Soll die Verordnung für das ganze 

Ortsgebiet Geltung haben, so wird 

entsprechenden Vorschriftszeichen 

und der in diesem Fall erforderlichen 

Zusatztafel in unmittelbarer Verbin-

dung mit dem Hinweiszeichen „Orts-

tafel“ gehörig kundgemacht – voraus-

gesetzt, es gibt keine Landesstraßen 

oder aber den Gemeinden wurde 

vonseiten des Landes diese Aufgabe 

auch auf diesen Straßen übertragen. 

Wie aber die (zwingenden) Ausnah-

men von dieser Verordnung (Straßen, 

Straßenabschnitte oder Straßenar-

ten) kundgemacht werden sollen, ist 

nicht geklärt.

 Bundesgesetz, mit dem das 

Schulorganisationsgesetz, das 

Schulunterrichtsgesetz, das 

Schulunterrichtsgesetz für 

Berufstätige, Kollegs und Vor-

bereitungslehrgänge, das Schul-

-

schulabschluss-Prüfungs-Gesetz, 

Hochschul-Qualitätssicherungs-

gesetz und das Universitätsge-

das Bildungsdokumentationsge-

Ad Bildungsdokumentationsgesetz 

Die zentrale, mit dem vorliegenden 

Entwurf einhergehende Änderung ist 

die Fokussierung auf das bereichs-

anhand der Sozialversicherungsnum-

mer. Im Vorblatt wird ausgeführt, 

dass die IT-Systeme und Schulverwal-

sowohl für die zentralen Evidenzen 

als auch für die Schülerverwaltung 

vor Ort angepasst werden müssen, 

und weiters, dass „die Kosten für 

die Schulverwaltungsprogramme der 

-

erhaltern zu tragen sind“. 

die Bildungsdirektionen sowie das 

Bildungsministerium, hinkünftig das 

Bundesrechenzentrum. Die Kosten 

für Adaptierungen hinsichtlich der 

Verwendung des bPK werden daher 

von den Bildungsdirektionen, und 

nicht wie in den Materialien zum vor-

liegenden Entwurf angeführt, von den 

Schulerhaltern zu tragen sein. 

Es ist damit zu rechnen, dass auf 

-

grund erforderlicher Anpassungen 

und Adaptierungen der Schulver-

waltungsprogramme (Datenschutz, 

Datensicherheit, Bildungscontrolling) 

Mehraufwendungen zukommen. 

Gleichzeitig werden mittelfristig kos-

Vorhaben für den Bund und die 

Länder erwartet, sodass man zwar 

insgesamt gesehen von keinen zu-

sätzlichen Belastungen ausgeht. Im 

Ergebnis läuft es aber darauf hinaus, 

dass nur die Gemeinden einen Auf-

wand tragen müssen und Bund und 

Länder die „kostenneutralen“ Nutz-

nießer der neuen Regelung sind. 

Der Österreichische Gemeindebund 

fordert daher, dass (auch) die Kosten 

für die Schulverwaltungsprogramme 

-

erlassung des Bildungsdokumenta-

tionsgesetzes entstehen, vom Bund 

übernommen werden. 

 

Bereits jetzt besteht die gesetzliche 

-

tigten, die ihnen von der elementaren 

Bildungseinrichtung überlassenen 

Unterlagen, Erhebungen und För-

derergebnisse, die während der 

Zeit des Kindergartenbesuches zum 

Zweck der Dokumentation des Ent-

wicklungsstandes, insbesondere 

des Sprachstandes erstellt wurden, 

bei der besuchenden Schule in Vor-

lage zu bringen, um aufbauend auf 

diese Informationen entsprechende 

Fördermaßnahmen veranlassen zu 

können. 

Nicht immer kommen die Erziehungs-

nach. Deshalb sollen nun die Schul-

leiter die Möglichkeit erhalten, diese 

elementaren Bildungseinrichtungen 

anzufordern. Das wird seitens des 

Österreichischen Gemeindebundes 

ausdrücklich begrüßt.

 Verordnung des Bundes-

ministers für Finanzen über 

Wege des SEPA-Lastschriftver-

fahrens

Der Österreichische Gemeindebund 

erlaubt sich mitzuteilen, dass zum 

angeführten Verordnungsentwurf 

kein grundsätzlicher Einwand be-

steht, zumal viele Gemeinden das 

SEPA-Lastschriftverfahren bereits 

einige Jahre anwenden. Damit jedoch 

nicht der Eindruck entsteht, dass 

zukommen soll, Zahlungen im Wege 

eines SEPA-Lastschriftverfahrens ab-

wickeln zu können, sollte klargestellt 

werden, dass über die Nutzbarkeit 

dieses Verfahrens bei Gemeindeab-

gaben die zuständige Abgabenbehör-

de entscheidet.

-

Homepage 

www.ooegemeindebund.at 

unter Neu und Aktuell. 
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Vielleicht habt ihr euch schon einmal gedacht, 
was denn das eigentlich ist „Die Gemeinde“.
Lasst uns versuchen euch das zu erklären.

Die Gemeinde
für Kinder
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Liebe Kinder!
In dieser Ausgabe der OÖGZ (das ist 

die Abkürzung für „Oberösterreichi-

sche Gemeindezeitung“) wenden wir 

uns einmal direkt an euch und möch-

ten euch etwas über eure Gemeinde 

erzählen. Ihr habt das von den Er-

wachsenen sicher schon oft gehört, 

„Dafür ist die Gemeinde zuständig“ 

oder „Da frage ich unseren Bürger-

meister“.

Vielleicht habt ihr euch schon einmal 

gedacht, was denn das eigentlich ist 

„Die Gemeinde“. Lasst uns versuchen 

euch das zu erklären.

Zuerst einmal ist das der Ort, wo ihr 

mit eurer Familie lebt. Schon deshalb 

ist die Gemeinde so wichtig, weil sie 

eure unmittelbare Heimat ist.

Sicher wisst ihr auch den Namen 

eurer Gemeinde oder Stadt (größere 

Gemeinden nennt man Städte). Aber 

wisst ihr auch den Namen der Bür-

germeisterin bzw. eures Bürgermeis-

ters? Der Bürgermeister wird von den 

Wahlberechtigten (alle Gemeindebür-

ger ab 16 Jahren) alle sechs Jahre ge-

wählt. Er oder sie ist das Gemeinde-

oberhaupt, der Chef der Gemeinde.

Natürlich kann er nicht alles alleine 

machen. Gleichzeitig mit ihm wird ein 

ganzer Gemeinderat gewählt, der je 

nach Zahl der Einwohner einer Ge-

meinde verschieden viele Mitglieder 

hat. Aus dem Gemeinderat wird der 

Vorstand, eine kleinere Gruppe, ge-

wählt. Bürgermeister, Vorstand und 

Gemeinderat sind die Verantwort-

lichen in der und für die Gemeinde. 

Das sind die Politiker eurer Gemein-

Unterstützt werden die Politiker von 

den Mitarbeitern des Gemeindeamts. 

Vielleicht kennt ihr jemanden, der 

dort arbeitet. Der leitende Mitarbeiter 

ist der Amtsleiter oder – wenn eine 

Frau diese Position hat – die Amtslei-

terin. Je nach Größe eurer Gemeinde 

arbeiten viele oder weniger Men-

schen am Gemeindeamt.

Ganz wichtig ist auch der Bauhof. Das 

sind die tüchtigen Frauen und Män-

ner, die meist in oranger Kleidung bei 

ihrer Arbeit in der Gemeinde unter-

wegs sind. Die orange Farbe hilft, 

dass sie gut gesehen werden.

Die Gemeinde ist aber noch für vieles 

andere zuständig. Habt ihr zum Bei-

spiel gewusst, dass der Kindergarten 

und die Schule, also die Gebäude, wo 

ihr spielt und lernt, der Gemeinde ge-
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hören? Das ist aber nur ein kleiner Teil 

der Aufgaben eurer Gemeinde. Links 

seht ihr ein Bild, auf dem zu sehen ist, 

wofür die Gemeinde alles zuständig 

ist. Versucht einmal zu zählen, wie 

viele Aufgaben das insgesamt sind.

Da staunt ihr. So viele wichtige Dinge, 

um die sich die Gemeinde kümmert. 

Wenn ihr mehr wissen wollt, dann 

macht.

.

Viel Spaß beim Lesen wünschen euch

Lisi & Franz 

Sicher Wandern in OÖ

der Nutzung von Natur- und Kultur-

urteil aufgrund eines tödlichen Un-

glücksfalls mit Kühen auf einer Alm hat 

auch in Oberösterreich für Diskussio-

nen gesorgt. Seitens der Landespolitik 

wurde daher rasch gehandelt.

Um das konstruktive Zusammenspiel 

von Landwirtschaft und Tourismus 

bei der Nutzung der oberösterreichi-

schen Kulturlandschaft auch weiterhin 

sicherzustellen, haben Wirtschafts- 

und Tourismus-Landesrat Markus 

Hiegelsberger zweimal zu einem „Run-

den Tisch“ geladen, um gemeinsam 

Maßnahmen zu erarbeiten, die das 

„Sicher Wandern in Oberösterreich“ 

gewährleisten. Beim heutigen 2. „Run-

den Tisch“ wurden nun die Ergebnisse 

Ziel der „Runden Tische“ zum Thema 

„Sicher Wandern in Oberösterreich“, 

zu dem Landesrat Hiegelsberger 

und Landesrat Achleitner eingeladen 

haben, war es, nach der Lösung der 

Haftungsfrage für Wegehalter ge-

meinsam weitere Schritte zu setzen, 

um das bisherige gute Auskommen 

von Landwirtschaft und Tourismus bei 

der Nutzung der oberösterreichischen 

Kulturlandschaft auch in Zukunft zu 

sichern. Daher wurden neben Fragen 

der Almnutzung auch Themen wie die 

Vermüllung landwirtschaftlicher Flä-

chen entlang vielbefahrener Straßen 

und die Verkotung von Grünland ent-

lang von Spazierwegen erörtert.

Um die Bevölkerung aktiv über das 

richtige Verhalten auf Almen und land-

wirtschaftlichen Flächen aufzuklären, 

hat das Ministerium für Nachhaltigkeit 

und Tourismus eine Broschüre mit 

zehn Verhaltensweisen erarbeitet. 

Diese dient als Grundlage für eine 

eigene oberösterreichische Broschüre, 

die um Hinweise auf die Gefahren der 

Vermüllung und Verkotung von Grün-
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Mehr Wert 

durch Oberösterreich.

Die jüngste Vergangenheit hat gezeigt: Nicht anonyme Finanzabwicklungen 

führen langfristig zum Erfolg, sondern persönliche Betreuung und Nähe zu 

den Kundinnen und Kunden. Die HYPO Oberösterreich ist eine unabhängige 

Regionalbank, mit dem Land Oberösterreich als Mehrheitseigentümer. Das gibt 

Ihnen die Sicherheit und Stabilität, auf die Sie sich verlassen können.

Wir schaffen mehr Wert.www.hypo.at
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 Kommission kritisiert veraltete 

Einheitswerte

-

lungen für Österreich kritisiert die 

EU-Kommission die veraltete Grund-

steuer-Berechnungsbasis. Die Grund-

steuer sollte an Marktpreise ange-

passt, das Steuersystem insgesamt 

wachstumsfreundlicher gestaltet 

werden.

-

gen sind Teil des sog. Europäischen 

Semesters, das den Rahmen für die 

wirtschaftspolitische Koordinierung 

der EU darstellt. Die EU-Kommission 

bewertet dabei die wirtschaftliche 

Entwicklung und die Erreichung der 

Europa-2020-Ziele, analysiert wer-

Strukturreformen, Investitionsförde-

rung und die Vermeidung makroöko-

nomischer Ungleichgewichte.. 

Österreich wird insgesamt keine 

schlechte Note ausgestellt, es zählt 

nicht zu jenen 13 Ländern, in denen 

die Kommission makroökonomische 

Ungleichgewichte feststellt. Verbesse-

rungsbedarf gäbe es dennoch. 

Die jüngste Steuerreform und der 

Familienbonus werden anerkennend 

zur Kenntnis genommen, insgesamt 

kritisiert die Kommission aber die im 

Europavergleich sehr hohe Abgaben-

quote auf Arbeit, an welcher die Steu-

erreform grundsätzlich nichts ändert. 

Eine Grundsteuerreform sollte daher 

denn sie würde auch zur Fairness 

des Steuersystems beitragen, Wohl-

habendere besitzen eher Immobilien. 

Überhaupt wird festgestellt, dass 

die geringen Vermögenssteuern Un-

gleichheiten zementieren. 

-

ausgleichs ist ein Dauerbrenner in 

den Analysen der Kommission. Sie 

-

wortungsstrukturen und eine höhere 

Steuerautonomie für Länder und 

Gemeinden.

Aus kommunaler Sicht erwähnens-

wert ist die kritische Analyse der Ab-

befeuert. Die Kommission prognosti-

ziert bis 2070 einen Finanzierungsbe-

eine Verdoppelung im Vergleich zum 

Status quo bedeutet.

In punkto Digitalisierung stimmt der 

Länderbericht dem Österreichischen 

Gemeindebund zu, wenn festgestellt 

wird, dass es ein problematisches 

Gefälle zwischen städtischem und 

ländlichem Raum beim Glasfaser-

ausbau gibt. Österreich zählt bei der 

Digitalisierung zu den Besseren im 

EU-Schnitt, ist aber keineswegs Inno-

vationsvorreiter.

sind – wie der Name sagt – Empfeh-

lungen, die Mitgliedstaaten entschei-

den eigenständig, was davon umge-

setzt wird. Interessant zu lesen sind 

sie dennoch, liefern sie doch eine 

-

der wie der Arbeitsmarkt-, Bildungs- 

Finanzen und Besteuerung sowie 

der Investitionen zur Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit. 

Die nur acht Seiten umfassenden 

-

sem Link: 

https://ec.europa.eu/info/sites/

-

-

commendation-commission-re-

 Europaratskrise bewältigt?

Auf der Ministerkonferenz des Euro-

parats konnte ein Kompromiss erzielt 

werden, wie alle Beteiligten gesichts-

wahrend aus der aktuellen Krise 

herauskommen. Die Stimmrechte 

Russlands sollen wiederhergestellt 

werden, dafür muss Russland den 

ausstehenden Mitgliedsbeitrag über-

weisen.

2014 erfolgten Entzug des russischen 

Stimmrechts in der Parlamentari-

schen Versammlung und der 2017 

erfolgten Einstellung der russischen 

Zahlungen nicht nur in einer politi-

-

ziellen Krise. Bis vor wenigen Wochen 

sah es sogar danach aus, dass sich 

Russland komplett aus dem Europa-

rat zurückziehen könnte und dieser 

seine Tätigkeiten auf die Kernkompe-

tenzen reduzieren müsste. 

Berichte aus dem Brüsselbüro

Mag. Daniela Fraiß

Leiterin des Brüsseler Büros des 

Österreichischen Gemeindebundes

Die jüngste Steuerreform und der Familienbonus 
 werden anerkennend zur Kenntnis genommen.
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Während der Ministerkonferenz Mitte 

Mai in Helsinki bahnte sich auf Ebene 

der Außenminister aber eine Einigung 

an. Stimmt auch die Parlamentari-

sche Versammlung des Europarats 

der Wiederherstellung des russischen 

Stimmrechts zu, kann Russland Ende 

Juni an der Wahl des neuen Gene-

ralsekretärs teilnehmen. Russland 

Zahlungen wieder aufzunehmen. 

Auch für den Kongress der Gemein-

den und Regionen, der in den letzten 

Jahren überproportional einsparen 

musste, wäre dies eine gute Nach-

richt. 

Übrigens befasste sich auch der 

Gemeinsame Europatag des Öster-

reichischen Gemeindebundes und 

des Deutschen Städte- und Gemein-

debundes ausführlich mit der Lage 

des Europarats und der Bedeutung 

des Kongresses. Die Mitglieder der 

beiden Europaausschüsse betonten, 

dass vielerorts nur der Kongress über 

die Einhaltung der Charta der lokalen 

Selbstverwaltung und die korrek-

te Durchführung von Lokalwahlen 

wacht. Die Reduktion der Arbeitsspra-

chen auf die Amtssprachen Englisch 

und Französisch wurde vehement 

abgelehnt, Deutsch müsse auch in 

Zukunft Arbeitssprache bleiben. 

https://www.coe.int/de/web/ 

portal/-/ready-for-future- 

challenges-thorbj-rn-jagland- 

urges-member-states-to- 

reinforce-the-council-of-europe

 Katastrophenschutzmechanis-

mus rescEU einsatzbereit

Der erst Anfang dieses Jahres be-

schlossene Katastrophenschutzme-

chanismus rescEU verfügt bereits 

über verbindliche Zusagen für Spe-

zialgerät aus fünf Mitgliedstaaten. 

Es handelt sich um eine Flotte von 

Die Idee für einen verstärkten Ka-

tastrophenschutzmechanismus kam 

nach den verheerenden Waldbrän-

den im Sommer 2017. Nach anfäng-

lichem Zögern nahmen die Verhand-

lungen aber im Herbst 2018 Fahrt 

auf, da auch ein gut ausgestatteter 

und nicht zu den „üblichen Verdäch-

tigen“ zählender Mitgliedstaat wie 

Schweden feststellen musste, dass 

-

den können.

Kurz nach Einigung der beiden 

EU-Gesetzgeber Anfang des Jahres 

wurde bekannt gegeben, das notwen-

dige Gerät bereits diesen Sommer 

bereitzustellen. 

Mittlerweile haben sich Kroatien, 

Frankreich, Italien, Spanien und 

Schweden bereit erklärt, die Wald-

brandbekämpfung im Rahmen eines 

europäischen Einsatzes mit Lösch-

unterstützen und so eine Flotte von 

vorerst sieben Flugzeugen und sechs 

Hubschraubern aufzubauen. 

Die „Einsatzleitung“ für rescEU liegt 

bei der europäischen Koordinierungs-

stelle ERCC, welche bei parallel statt-

-

det, wo welches Material einzusetzen 

ist. Mitgliedstaaten können den 

Abzug von Maschinen verweigern, 

wenn diese im eigenen Land benötigt 

werden. Das europäische Satelliten-

system Copernicus wird eingesetzt, 

um potenzielle Gefahrenherde früh-

-

de schnellstmöglich eindämmen zu 

helfen.

https://ec.europa.eu/echo/news/

resceu-eu-establishes-initial- 

 

 Badegewässerbericht gibt 

 grünes Licht für Schwimm-

vergnügen

Der EU-Badegewässerbericht be-

stätigt österreichischen Badeseen 

und Flussbädern auch dieses Jahr 

österreichischen Badestellen können 

die höchste Wassergüte vorweisen, 

unter den Top 3.

Geprüft wird die Wasserqualität an 

amtlich ausgewiesenen Badestellen. 

Die Grundlage dafür liefert die EU-Ba-

die Bekämpfung von Fäkalbakterien. 

Das Zusammenspiel mit anderen 

Rechtsvorschriften wird deutlich, 

denn wo es keine ausreichende Be-

handlung der kommunalen Abwässer 

gibt, sinkt auch die Qualität der Bade-

gewässer. 

Die höchste Zahl von Stränden mit 

sich übrigens in den klassischen Ur-

laubsländern Frankreich, Italien und 

Spanien, dort machen diese zwischen 

Badestellen aus.

http://europa.eu/rapid/press-re-

 

Unsere Betriebe sichern die 

Arbeitsplätze in der Region!
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Für deinen Schutz!

Warum sind gesetzliche Bestimmungen sinnvoll? 

Neue Ausgabe der Kinderrechte Zeitung der KiJA OÖ

Alles, was Spaß macht, ist verboten: 

So kommt es zumindest Kindern und 

Jugendlichen oft vor. Das beginnt 

beim Fortgehen und reicht bis zu 

Alkohol und Rauchen. Darum drehen 

sich die Geschichten in der neuen 

Ausgabe der Kinderrechte Zeitung, 

herausgegeben von der Kinder- und 

Jugendanwaltschaft OÖ (KiJA), um 

Sinn und Zweck von Jugendschutzbe-

stimmungen. Denn sie dienen nicht 

dazu, Kinder und Jugendliche in ihrer 

Entwicklung einzuschränken, sondern 

vielmehr, um sie zu schützen.

Im Interview spricht Regisseur Adrian 

Goiginger über seinen Film „Die beste 

aller Welten“, eine Liebeserklärung an 

seine drogenabhängige, mittlerweile 

verstorbene Mutter, über den schwe-

ren Weg hin zum Entzug und darü-

ber, was Sucht mit einem Menschen 

anrichten kann. 

Natürlich hat das Redaktionsteam 

wieder zwei Schulklassen besucht, 

Jugendliche über das Thema Sucht 

denken, aber etwa auch, was sie bei 

Cybermobbing tun würden und wel-

che Erfahrungen sie bereits gemacht 

haben. Mit einem großen Frage-

bogen können die Leserinnen und 

 Leser außerdem ihr Selbstbewusst-

sein testen. Und das umfangreiche 

Glossar erklärt schließlich die Begrif-

fe von Alkohol über Cybermobbing 

bis zu den Jugendschutzbestimmun-

gen.

Das aktuelle Heft richtet sich an 

Leser/innen ab 12 Jahren und an Er-

von 40.000 Stück wird es kosten-

los allen Schulen der Zielgruppe in 

unserem Bundesland zur Verfügung 

gestellt und kann auch direkt bei der 

Kinder- und Jugendanwaltschaft be-

stellt werden. Darüber hinaus steht 

es unter 

http://www.kija-ooe.at 

zum Download bereit. 

Illustrationen der Kinderrechte Zeitung 

41/2019
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Potenzialanalyse für Jugendliche wird fortgeführt
Wirtschafts-Landesrat Markus 

 Achleitner: „Das Land OÖ fördert 

-

rufswahl oder Bildungsabbrüche von 

 Jugendlichen verhindern.“

Seit dem Schuljahr 2015/16 fördert 

das Wirtschaftsressort des Landes 

OÖ gemeinsam mit der Wirtschafts-

kammer OÖ die Potenzialanalyse für 

Schüler/innen der 8. Schulstufe in 

sie den Jugendlichen und ihren El-

tern kostenlos angeboten werden 

kann. „Das Land OÖ setzt diese 

Förderung weiter fort, das wurde 

in der heutigen Regierungssitzung 

beschlossen. Damit kann auch im 

kommenden Schuljahr Jugendlichen 

im Alter von 13 bis 14 Jahren, von 

denen viele vor einem ersten Schritt 

zur richtigen Berufs- und Ausbil-

dungswahl stehen, eine fundierte 

Entscheidungsgrundlage in Form 

von Tests und persönlicher Beratung 

angeboten werden. Wie Studien be-

legen, fördert diese Potenzialanalyse 

die Zufriedenheit mit der gewählten 

Ausbildung und senkt die Abbruch-

-

tont Wirtschafts-Landesrat Markus 

 Achleitner.

Im Schuljahr 2018/19 haben rund 

9.500 Schülerinnen und Schüler an 

der kostenlosen Potenzialanalyse 

teilgenommen. „Das zeigt einmal 

mehr, wie richtig das Land OÖ und 

die Wirtschaftskammer OÖ mit 

ihrem gemeinsamen Angebot lie-

gen. Damit helfen wir nicht nur den 

Jugendlichen, einen für sie passen-

den Beruf bzw. eine Ausbildung zu 

Hand erspart sich Folgekosten einer 

falschen Berufswahl bzw. eines 

Ausbildungsabbruchs. Darüber hi-

naus bekommt auch die Wirtschaft 

motivierte und gut ausgebildete 

Fachkräfte, wenn Jugendliche eine 

Ausbildung machen, die ihren Ta-

lenten und Interessen entspricht“, 

unterstreicht Wirtschafts-Landesrat 

Achleitner. 
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PS: Diskutieren Sie diesen

Artikel unter der Webadresse

www.ooegemeindebund.at/egov-

forum des OÖ Gemeindebundes.

Meine Meinung:

allen Gemeindeverantwortlichen in 

die Überlegung neuer Arbeitszeiten 

und -formen einbezogen werden. 

Interessant ist in diesem Zusam-

menhang, dass Amtsleiterinnen 

dem Thema aufgeschlossener ge-

genüberstehen als das männliche 

Gegenüber. Das könnte – vorsichtig 

– ein Indiz dafür sein, dass Frauen 

sich eher in die Problematik der 

Vereinbarkeit von Beruf und Fami-

lie hineinversetzen können.

E-Government – Vom und für Praktiker

Mag. (FH) Reinhard Haider

E-Government-Beauftragter

des OÖ Gemeindebundes

In einer ausgezeichneten Bache-

ventin des FH-Studienganges „Public 

Management“ in Linz, die Situation 

chischen Gemeinden aufgearbeitet. 

Sehr hilfreich war die DSGVO-konfor-

me Aussendung des FLGOÖ an alle 

Amtsleiterinnen und Amtsleiter in OÖ. 

mit der Bitte um Antworten im On-

line-Fragebogen. Immerhin 202 Kolle-

ginnen und Kollegen kamen der Bitte 

nach, eine tolle Rücklaufquote von 

50 Prozent können sich das in Zukunft 

vorstellen.

Download der Bachelorarbeit 

Kommunalverwaltung“

der Arbeit an der Fachhochschule 

begleiten und habe die Erlaubnis 

erhalten, aus der Arbeit zu zitieren 

und diese den oö. Gemeinden per 

Download zur Verfügung zu stellen. Zu 

finden auf der FLGOÖ-Website

https://www.flgoe-ooe.at/ im Be-

reich „News“ und im Bereich „Service“.

Das Thema ist heiß. Die Stadt Salz-

burg wirbt auf großen Plakatständern 

mitten im Zentrum um junge Leute. 

Die Stadt Wien bemüht unter ande-

rem ihre Social-Media-Kanäle, um 

Personal zu rekrutieren. Der „Battle 

for talents“ hat bereits begonnen. Die 

Bevölkerungspyramide zeigt uns, dass 

in den nächsten Jahren eine Pensions-

welle bevorsteht und daher viele neue 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein-

zustellen sind. Andererseits bedeutet 

das auch, dass sich die Arbeitsbedin-

gungen für bestehendes als auch zu-

künftiges Personal verändern.

Familienfreundliches, an den Bedarfen 

der Menschen orientiertes Personal-

management wird zunehmend erfor-

sierung von Arbeitszeit und Arbeitsort. 

kann jedoch als alternative Arbeits-

form jetzt und zukünftig auch für 

Gemeinden, aufgrund der zuvor an-

geführten Vorteile und der sich verän-

dernden Arbeitsbereiche, interessan-

ter werden, um eine funktionierende 

Verwaltung langfristig sicherzustellen. 

Die uns durchdringende Digitalisie-

rung im Beruf und auch zu Hause er-

leichtert uns die Arbeit aus der Ferne 

und bietet auch ausreichend Daten-

schutz und Datensicherheit.

Inhaltlich geht es um die Analyse der 

Situation, rechtliche und organisato-

rische Rahmenbedingungen, Vorteile 

und Chancen sowie Nachteile und Ri-

auch einen Blick auf die Modelle von 

Bund und Land Oberösterreich.

Homeoffice in Gemeinden/Status quo 2019 und Chancen
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10. Kindergarten-Olympiade
Rekord-Starterfeld bei der Jubilä-

ums-Olympiade: Mit dem olympischen 

fair und noch vieles mehr. Wir zeigen 

unser Können, beim Springen und 

beim Rennen. Wir sind heute da und 

mehr als 2.900 Kinder aus rund 130 

oö. Kindergärten die Jubiläumsaus-

gabe der Kindergarten-Olympiade auf 

der Linzer Gugl. Am 6. und 7. Juni ga-

ben sich die jungen Sportler/innen mit 

großer Begeisterung und viel Ehrgeiz 

dem Wettkampf hin. Sie konnten in die 

Leichtathletik schnuppern und zahlrei-

che Disziplinen, wie Hürdenlauf, Sprint 

oder Ballwurf, kennenlernen.

„Bewegung macht stark, glücklich 

und schlau!“ Das Sportland Oberös-

terreich und das Kindergartenreferat 

des Landes OÖ sehen es als ihre Ver-

antwortung, junge Menschen so früh 

wie möglich für Sport und Bewegung 

zu begeistern, und haben daher 

dieses Erfolgsprojekt ins Leben ge-

rufen. Gemeinsam mit der Stadt Linz 

wurde die nunmehr bereits zehnte 

Kindergarten-Olympiade mit großem 

Erfolg veranstaltet. Wirtschafts- und 

Sport-Landesrat Markus Achleitner, 

Bildungs-Landesrätin LH-Stv. Mag. 

Christine Haberlander und die Linzer 

Stadträtin Karin Hörzing besuchten 

die Kindergarten-Olympiade und feu-

erten die jungen Athleten/Athletinnen 

gemeinsam mit vielen mitgekomme-

nen Eltern kräftig an. Anlässlich des 

Jubiläums gab die Kinderliederma-

cherin Mai Cocopelli ein Konzert mit 

ihrer Band und sorgte für eine be-

geisterte Stimmung im Stadion. Das 

Motto „Dabei sein ist alles!“ macht 

jedes Kind zu einem Gewinner und 

das wurde natürlich mit einer Gold-

medaille belohnt. Beim Pendel-Staf-

Torwandschießen wurden die Sieger/

innen ermittelt und geehrt.

1. Gemeindekindergarten Walding

2. Kindergarten Wels 

Siebenbürgerstraße

3. Kindergarten Marchtrenk 5

Torwandschießen:

Gewinner: Gemeindekindergarten 

Allhaming 

Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Christine Haberlander bewunderte die 

olympischen Fackeln, die die Kindergartenkinder aus Allhaming extra für die Kinder-

garten-Olympiade gebastelt hatten
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Forschungsfragen

Das Ziel der Arbeit war die Beantwor-

tung folgender Forschungsfragen:

 In welcher Form ist die alternative 

Bereich der Kommunalverwaltung 

-

ce ausgestaltet sein?

 Welche Vor- und Nachteile lassen 

sich dazu aus bereits bestehenden 

Beispielen ableiten?

 Welches Potenzial kann dieses 

 Instrument des Arbeitens von zu 

Hause aus für eine Gemeinde zu-

künftig bieten?

Zum überwiegenden Teil wird der-

zeit in den Bereichen Amtsleitung 

gearbeitet, jedoch sind auch andere 

Bereiche gut vorstellbar. Das wird in 

der Arbeit sehr detailliert dargestellt. 

Hohes Vertrauen in die verlässliche 

Arbeitsweise der Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter und natürlich 

auch die notwendigen technischen 

Voraussetzungen sind wesent-

Die  Befragungsergebnisse zeigen 

-

die bessere Vereinbarkeit von Beruf 

und Familie sind. Aber auch auf die 

Nachteile, unter anderem das Ver-

schwimmen der Grenzen von Berufs- 

und Privatleben wurden genau mit 

Prozentzahlen abgefragt und bewer-

tet. 
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Ende Mai ist Robert Mayer aus 

Schwanen stadt zum neuen Landes-

feuerwehr-Kommandanten von Ober-

österreich gewählt worden.

Robert Mayer war bereits seit 2011 

Stellvertreter des bisherigen Lan-

des-Feuerwehrkommandanten 

er sieben Jahre Bezirkskommandant 

in Vöcklabruck und zwölf Jahre lang 

Kommandant der FF Schwanenstadt. 

Mit seiner Wahl zum Landes-Feuer-

wehrkommandanten, im Feuer-

wehrwesen werden alle Führungs-

kräfte  demokratisch gewählt, 

ist er nun „Chef“ von ca. 94.000 

Feuerwehr mitgliedern in Ober-

österreich. Die Funktion des 

Stellvertreters, Mayers bisherige 

Position, hat Michael Hutterer, 

 Abschnitts-Feuerwehrkommandant 

von Schärding, übernommen. 

Integrierte Versorgung Demenz
Immer mehr Menschen werden in den 

nächsten Jahren an Demenz erkran-

ken. Die Gesellschaft wird immer älter, 

die Lebenserwartung steigt und damit 

auch die Anzahl der von Demenz-/

und das Land Oberösterreich haben 

sich daher für einen neuen Weg in der 

Betreuung entschieden: Die Integrier-

te Versorgung Demenz OÖ (IVDOÖ) 

verbessert die Lebensqualität der 

Nach positiver Evaluierung wird das 

Programm nun in den Regelbetrieb 

übernommen und schrittweise auf 

ganz Oberösterreich ausgeweitet. Das 

hat die Landeszielsteuerungskommis-

sion in ihrer Sitzung am 24. Mai 2019 

beschlossen.

110.000 Menschen sind in Österreich 

an Demenz erkrankt. Laut Schätzun-

gen der Österreichischen Alzheimer 

Gesellschaft ÖAG wird die Zahl bis 

zum Jahr 2050 auf etwa 230.000 stei-

gen, sich also mehr als verdoppeln. 

Als Demenz bezeichnet die Medizin 

verschiedene Krankheitsbilder des 

Gehirns, die durch fortschreitende 

Schädigung und Zerstörung von 

Nervenzellen im Gehirn entstehen. 

Störungen der Hirnfunktionen, die 

Gedächtnis, Sprache, Orientierung, 

-

ist immer eine fortschreitende und 

unheilbare Krankheit. Trotzdem gibt 

es viele Möglichkeiten, das Leben der 

verbessern. 

„Die Integrierte Versorgung Demenz 

ihre Familien einen deutlichen Ge-

winn an Lebensqualität. In den De-

menzberatungsstellen beantworten 

Der neue Landes-Feuerwehrkommandant-Stellvertreter Michael Hutterer, Landeshauptmann Mag. Thomas Stelzer, Landes-Feuer-

wehrkommandant Robert Mayer, Landesfeuerwehr-Inspektor Karl Kraml
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Robert Mayer ist neuer Landesfeuerwehr-Kommandant
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verständnisvollen Umfeld Fragen 

Angehörige werden im Umgang mit 

den Erkrankten geschult. Durch ein 

gezieltes, an den Krankheitsverlauf 

angepasstes Training verzögert sich 

der Krankheitsverlauf. Immer mehr 

Menschen werden in Zukunft Unter-

stützung brauchen. Daher ist es 

ein Gebot der Stunde, dass wir nun 

ressortübergreifend als Land OÖ 

gemeinsam mit der OÖGKK unser 

erprobtes Modell ausrollen, mit dem 

-

bots in ganz Oberösterreich“, betont 

LH-Stellvertreterin Mag. Christine 

Haberlander, deren Gesundheitsres-

sort den Hauptteil der Finanzierung 

übernimmt.

„Mir ist es besonders wichtig, Men-

schen mit Demenz nicht zu stigma-

tisieren, sondern ihnen so lange wie 

möglich ein qualitätsvolles Leben 

in der Mitte der Gesellschaft anzu-

bieten. Die Ausrollung der Demenz-

beratungsstellen und die Integrierte 

Versorgung Demenz in den Pilotal-

tenheimen sind wichtige Schritte, um 

-

gen bestmögliche Unterstützung an-

zubieten. Zusätzlich fordere ich vom 

-

geldeinstufung stärker berücksich-

tigt wird. Konkret erwarte ich mir, 

dass Personen mit Demenz in jedem 

Fall um eine Stufe höher bewertet 

werden. Das hat mehrere Vorteile: 

In der Betreuung zu Hause werden 

-

gestellt und im stationären Bereich 

kann mehr Personal zur Verfügung 

gestellt werden“, sagt Sozial-Landes-

rätin Birgit Gerstorfer.

„Gemeinsam mit dem Land Ober-

österreich haben wir dieses wichtige 

Thema erkannt und in einem Pilotbe-

trieb erfolgreiche Konzepte erprobt. 

Umso mehr freut es uns jetzt, ganz 

Oberösterreich dieses neue Angebot 

zur Verfügung stellen zu können“, 

meint der Obmann der OÖGKK, Al-

bert Maringer. In der Sitzung der Lan-

deszielsteuerungskommission wurde 

die Ausrollung bzw. Überführung in 

-

sen. Die Gesamtkosten belaufen sich 

auf rund 1,79 Millionen Euro. Davon 

werden rund 1,1 Millionen Euro vom 

Land OÖ (aus dem Gesundheitsres-

sort und dem Sozialressort) getra-

gen. Die Umsetzung und Organisati-

on übernimmt das IVD-Management 

der OÖGKK. 

Auf Basis der österreichischen De-

menzstrategie hat Oberösterreich ein 

Versorgungskonzept für Menschen 

mit Demenz und deren Angehörige 

ausgearbeitet und seit 2013 erfolg-

reich erprobt. Die IVDOÖ umfasst 

zwei Säulen, Demenzberatungsstel-

len und Demenzangebote in Alten- 

1) 

Die Demenzberatungsstellen bie-

ten niederschwellige Angebote für 

Personen im häuslichen Umfeld 

und deren Familien. Das sind unter 

anderem Beratung, klinisch psycho-

logische Testung und Ressourcen-

Belastungstestungen und Schulun-

gen für die Angehörigen. Die Evalu-

ierung hat den Demenzberatungs-

stellen im Pilotbetrieb im Bezirk 

Kirchdorf und in der Stadt Wels eine 

hohe Zufriedenheit der Nutzerinnen 

und Nutzer zugesprochen sowie eine 

gute Kosten-/Nutzenrelation attes-

tiert. Die Lebensqualität der Men-

schen mit Demenz und von deren 

Angehörigen hat sich verbessert, der 

Krankheitsverlauf durch Ressourcen-

training verzögert. Angehörige, aber 

auch Hausärzte wurden durch das 

neue Angebot entlastet. Bis 2025 

sollen rund 2.600 Patienten mit der 

IVDOÖ versorgt werden, elf Demenz-

beratungsstellen werden schrittwei-

se aufgebaut.

2)

die Lebensqualität der Bewohner 

mit Demenz verbessert werden. 

Das Konzept umfasst einen fach-

ärztlichen, psychologischen und 

-

schen Ansatz. Eine interdisziplinäre 

Zusammenarbeit und individuell 

abgestimmte wöchentliche Grup-

penangebote wurden entwickelt. 

Die Evaluationsergebnisse der fünf 

Ternberg, Mauerkirchen und Kall-

ham bestätigen den Ansatz. 

Das Risiko, an Demenz zu erkranken, 

steigt mit fortschreitendem Lebens-

alter. 25 bis 30 Prozent der über 

85-Jährigen müssen damit rechnen, 

an Demenz zu erkranken. Demenz 

hat große Auswirkungen auf das 

Angehörigen. Für die Patienten wird 

es zunehmend schwieriger, den All-

tag zu bewältigen. Sie verlieren jeg-

liche Selbstständigkeit und werden 

der Erkrankten werden laut ÖAG 

in Oberösterreich von der Familie 

betreut, mehr als ein Viertel der Be-

treuerinnen und Betreuer ist selbst 

über 60 Jahre alt. Stoßen die Fami-

lienmitglieder an ihre eigenen Gren-

zen, übersiedeln Demenzerkrankte 

„Wir setzen bewusst auf nieder-

schwellige Angebote, um die Men-

schen möglichst rasch zu erreichen 

und ihnen unnötige Hemmschwellen 

zu nehmen. Beim Erkennen erster 

Angehörigen rasch eine kompetente 

Beratung und eine strukturierte Be-

treuung erhalten.

Dieses Angebot bringt mehr Lebens-

qualität für die gesamte Familie“, so 

die Direktorin der OÖGKK, Mag. Dr. 

Andrea Wesenauer. 
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Ein Sonntag im Zeichen der Dorf- und Stadtentwicklung:
28. OÖ. Ortbildmesse am 8. September in Ternberg

-

jährigen OÖ. Ortsbildmesse, die am 

kommenden Sonntag, 8. September 

lädt der Landesverband der Vereine 

für Dorf- und Stadtentwicklung in 

Oberösterreich zur Ortsbildmesse ein. 

Weiterentwicklung der 438 oberöster-

reichischen Gemeinden. „Eine Vielzahl 

an Institutionen, Vereinen und Einrich-

tungen präsentieren ihre Ideen, um 

das Leben in Oberösterreichs Städten 

und Gemeinden noch lebenswerter zu 

machen, denn Lebensqualität entsteht 

im Kleinen, dort wo die Menschen zu 

Hause sind“, erklärt Wirtschafts- und 

Raumordnungs-Landesrat Markus 

Achleitner zur bevorstehenden Orts-

bildmesse.

In den 28 Jahren ihres Bestehens 

hat sich die OÖ. Ortsbildmesse zu 

einem Marktplatz der Ideen, der 

Möglichkeiten und des Austausches 

entwickelt. „Gutes weitertragen, 

-

gungen sammeln ist der Grundge-

danke, der hinter der Veranstaltung 

steckt“, lädt Landesrat Achleitner alle 

Interessierten nach Ternberg ein, 

ihrer Gemeinde aktiv mitgestalten 

und einen Beitrag zum Miteinander 

leisten wollen. 

Gastgeber der diesjährigen Orts-

bildmesse ist die Gemeinde Tern-

berg. Die Gemeinde im Traunvier-

durch eine sehr lebendige und aktive 

Dorfentwicklung aus. Im Museums-

dorf und Bildungshaus Trattenbach 

wird etwa die Geschichte des un-

trennbar mit der Region verbun-

denen Taschenfeitels erlebbar ge-

macht. 

„Die Vielfalt der vorhandenen Ideen 

und Möglichkeiten in der Dorf- und 

Stadtentwicklung ist groß und das 

spiegeln auch die rund 200 Ausstel-

ler – Vereine, Gemeinden und Grup-

pen – wider“, macht Landesrat Mar-

kus Achleitner Lust auf einen Besuch 

der Ortsbildmesse. Zusätzlich bietet 

ein umfassendes Rahmenprogramm 

Unterhaltung für Groß und Klein und 

die heimische Wirtschaft sorgt dafür, 

dass auch das leibliche Wohl nicht zu 

kurz kommt. 

Leistungsschau der oö. Dorf- & Stadtentwicklungsvereine

Unterhaltungsprogramm für die ganze Familie

Infos & Programm: www.liebenswertes-ooe.at

28. OÖ. Ortsbildmesse
in Ternberg 8. September, 10.00 Uhr
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EröE nung:

10:00 Uhr im

Ortszentrum
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VRV 2015 - Bezirksworkshop # 3
Im Herbst 2018 wurde die Bezirks-

workshop-Reihe 3 mit insgesamt 36 

Terminen von der IKD und der Gem-

dat OÖ GmbH & Co KG abgehalten.

Bei den ersten beiden Workshop-

terminen lag der Fokus auf der AK-

TIVA. In der Bezirksworkshop-Reihe 

3 stand neben der Bewertung von 

Wasser- und Abwasserbauten die 

Passivierung von Investitionszuschüs-

sen im Zentrum.

Die Abbildung des Vermögens mit 

den dazugehörigen Investitionszu-

schüssen ist eine der bedeutendsten 

Änderungen zur VRV 1997. Investiti-

onszuschüsse sind als Sonderposten 

auf der Passivseite der Vermögens-

rechnung zu erfassen.

erfolgt entsprechend der Nutzungs-

dauer des Vermögensgegenstands. 

Erträge „neutralisieren“ gewisser-

maßen die Abschreibungswerte und 

können dazu beitragen, das Netto-

vermögen dauerhaft konstant zu 

halten. Die Nacherfassung der Inves-

titionszuschüsse ist ein wesentlicher 

Erfolgsfaktor für die Aussagekraft der 

Zusammenfassend waren folgende 

Themenbereiche Gegenstand der Be-

zirksworkshop-Reihe 3:

 Investitionszuschüsse – Kapital-

transfers

 Kanalisationsbauten

 Wasserbauten

 Digitales Leitungsinformations-

system

 Kapitaltransfers Kanalisations-

bauten

Die Unterlagen zu den einzelnen 

Workshops stehen im Gemdat-Portal 

zum Download bereit und sind so 

aufgebaut, dass die Vermögensbe-

wertung Schritt für Schritt abgearbei-

tet und operativ im Programm umge-

setzt werden kann.

Das Team der Gemdat OÖ 

Wie sind bereits überwiesene Zuschüsse der KPC für Wasser-/Kanalbauten in k5 EB darzustellen?

Muss ich bei der Bewertung von Kanalisationsbauten für die Landesförderung (erlassenes Darlehen) für jedes 

Jahr ein eigenes IVZ-Konto erstellen?

Die Kapitaltransferzahlungen sind prozentuell zwischen Gebäude, der Einrichtung sowie der Außengestaltung auf-

zuteilen und entsprechend zu passivieren (Voraussetzung: aktivseitig ist noch ein Restbuchwert vorhanden). Ist das 

Vermögen bereits vollständig abgeschrieben, sind die IVZ nicht zu passivieren.

„sonstige langfristige Forderung“ mittels manueller EB-Buchung in k5 EB darzustellen.

Müssen Kapitaltransferzahlungen im Verhältnis der Kosten für Gebäude, Einrichtung, Außengestaltung aufgeteilt 

werden? Wie ist vorzugehen, wenn zwar das Gebäude noch einen Buchwert hat, aber die Einrichtung bereits voll-

ständig abgeschrieben ist?

Bei einem „stufenweisen“ Erlass des Landesdarlehens ist die Darlehensgesamtsumme im letzten Jahr des endgültigen 

Erlasses als Investitionszuschuss zu passivieren.
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Oberösterreich durch Kinderaugen sehen

430 Schülerinnen und Schüler suchten die besten Ideen zur Verbesserung 
ihres Lebensumfeldes.

Weniger Plastik und CO
2
-Ausstoß, 

mehr Schülerlotsen/-lotsinnen und 

Spendensammeln für das Linzer 

Tierheim – das sind die Themen, die 

Schülerinnen und Schüler am Montag 

beim 2. „Kinderparlament“ des OÖ 

Familienbundes im Linzer Landhaus 

Landtagspräsident KommR Viktor Sigl 

und ÖVP-Klubobfrau Mag. Helena 

Kirchmayr präsentierten. Unter dem 

Motto „Wir machen Demokratie zum 

Erlebnis!“ erhielten dieses Jahr mehr 

als 430 Kinder der 3. und 4. Klasse 

Volksschule in dreistündigen Work-

shops spielerischen Zugang zum 

Thema Demokratie und erarbeiteten 

21 Konzepte zur Verbesserung ihres 

direkten Lebensumfeldes.

Als Sieger wählte eine fachkundige 

Jury die Projekte der Volksschulen 

Engelhartszell (Vermeidung von [Plas-

tik-]Müll), Plenklberg-Steyr (Organi-

sieren von mehr Schülerlotsen) und 

Dionysen-Traun (Spendensammlung 

-

chüler/innen durften neben der 

Präsentation auch an einer Führung 

durch das Landhaus teilnehmen.

Landtagspräsident Sigl und Klubob-

frau Kirchmayr waren beeindruckt 

von den vielen Ideen und dem so-

zialen Engagement der jungen Ober-

österreicherinnen und Oberösterrei-

cher: „Es ist erstaunlich, mit welchem 

Weitblick die Kinder ihre Umgebung 

betrachten und an ihre Mitmenschen 

denken. Das ist großartig und bemer-

kenswert. Projekte wie das Kinderpar-

lament des OÖ Familienbundes sind 

ein wichtiger Beitrag, um viele Kinder 

möglichst früh bereits für Politik zu 

begeistern und zum Mitgestalten zu 

motivieren.“

„Das Kinderparlament verleiht Kin-

dern und ihren Anliegen eine starke 

Stimme und macht durch aktives 

Mitgestalten und Mitbestimmen 

Demokratie erlebbar“, freut sich OÖ 

Familienbund-Landesobmann Mag. 

Bernhard Baier über das große Inte-

resse an dem objektiven, erlebnisrei-

chen Demokratie-Format für Kinder. 

„Die Nachfrage war auch heuer wie-

der enorm. 15 Klassen konnten wir 

leider nur mehr einen Wartelisten-

platz anbieten.“ 

Landtagspräsident KommR Viktor Sigl 

(vorne links), ÖVP-Klubobfrau Mag. 

Helena Kirchmayr (hinten links), OÖ 

Familienbund-Geschäftsführerin Mag. 

(FH) Simone Schleifer (hinten rechts) mit 

den Kindern der 3. und 4. Klasse der 

Volksschule Engelhartszell
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Wenn das kein Grund zum Feiern ist!
Ein runder Geburtstag ist immer etwas Besonderes, noch dazu, 

wenn man diesen im hohen Alter und bei relativ guter Gesundheit 

feiern kann.

Aus diesem Grund gratulierte der OÖ Gemeindebund bei einem 

gemeinsamen Mittagessen dem ehemaligen Direktor des OÖ 

Gemeindebundes, Prof. Dr. Hans Neuhofer, der kürzlich seinen 

des OÖ Gemeindebundes, Günther Pumberger, der Anfang Okto-

ber seinen 80er vollenden wird. 
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20-Jahr-Jubiläum der OÖ Familienkarte

„Wer dabei war, weiß, wie toll es war 

etwas versäumt“, schwärmten Lan-

und Familienreferent Landeshaupt-

mann-Stv. Dr. Manfred Haimbuchner 

nach der Darbietung der Anton Bruck-

ner Privatuniversität und der Musical 

Linz Mitte Mai. Bei diesem fulminan-

ten zweistündigen Konzert wurde ein 

Querschnitt aus den erfolgreichen 

Musicalproduktionen der vergangenen 

20 Jahre aufgeführt. Vom „Dschungel-

buch“ führte die Reise über Ausschnit-

te aus „Les Miserables“, „Das Phantom 

der Oper“, „West Side Story“ bis hin 

zum jüngsten Sensationserfolg „Blues 

-

Anlass zu diesem Event war das 

20-Jahr-Jubiläum der OÖ Familien-

karte. Denn vor 20 Jahren wurde diese 

Vorteilskarte des Landes OÖ ins Leben 

gerufen. Seit nunmehr zwei Jahrzehn-

ten ist die Familienkarte ein ständiger 

Begleiter für oberösterreichische Fa-

milien und hat sich zu einer wahren 

Erfolgsgeschichte entwickelt. Das Ge-

heimnis dieser Karte ist, dass neben 

dem Land Oberösterreich auch 1.700 

Partnerbetriebe hinter der Karte ste-

hen, die als Unternehmerinnen und 

Unternehmer erkennen, dass Familien 

eine wichtige Säule für den Unterneh-

menserfolg sind. Sie setzen mit ihrer 

Partnerschaft zur Familienkarte auch 

ein wichtiges Zeichen, dass ihre Türen 

-

durch tragen sie wesentlich dazu bei, 

dass Oberösterreich ein so familien-

freundliches Land ist. 

„Als ein Bundesland, das allen die 

besten Möglichkeiten bieten will, 

möchten wir vor allem den Stützen 

unserer Gesellschaft, den Familien, 

bestmögliche und familienfreundli-

che Rahmenbedingungen zukommen 

lassen. Die OÖ Familienkarte hat sich 

für die Familien in unserem Bundes-

land zu einem Angebot entwickelt, 

das die Möglichkeit zur Abwechslung 

vom Alltag sowie unterschiedlichs-

te Erlebnisse für alle anbietet: Vor 

ein verlässlicher Begleiter für Kinder 

und Eltern gestartet und wir freuen 

uns darüber, dass wir mit der Karte 

die damaligen Kinder mittlerweile als 

Eltern weiterhin erfolgreich begleiten 

dürfen“, so Landeshauptmann Mag. 

Thomas Stelzer.

Vor Kurzem haben wir die aktuelle 

Familien- und Wertestudie präsen-

tiert. Diese zeigt, dass die Familie an 

oberster Stelle steht, einen Teil des 

Lebensglücks darstellt, eine starke 

Orientierung gibt und der Zusam-

menhalt innerhalb der Familie stärker 

denn je ist. Besonders positiv wurden 

die gemeinsamen Erlebnisse, vorran-

Und genau diese Vision verfolgt die 

OÖ Familienkarte seit 20 Jahren – für 

mehr gemeinsame Familienzeit zu 

sorgen! Deshalb wünsche ich mir für 

die Zukunft, dass wir für Familien 

auch den Wohlfühlgrad und den Zu-

sammenhalt in jeder Familie in Ober-

österreich mit einem bunten Angebot 

der Familienkarte bereichern und 

stärken können. Denn gemeinsame 

-

innerungen und das bedeutet Identi-

tät und Zusammenhalt“, so Familien-

referent Landeshauptmann-Stv. Dr. 

Manfred Haimbuchner.

Bei den drei Vorstellungen im Bruck-

nerhaus Linz konnten mehr als 4.500 

Besucherinnen und Besucher be-

grüßt werden. Unter ihnen fanden 

sich auch zahlreiche langjährige 

Partner und Wegbegleiter der OÖ 

Familienkarte, die maßgeblich dazu 

beigetragen haben, die Familienkarte 

zu dem zu machen, was sie heute ist: 

eine Vorteilskarte, die es in vergleich-

barer Weise nirgendwo gibt – weder 

in einem anderen Bundesland, noch 

außerhalb Österreichs. 

Darbietung der Anton Bruckner Privatuniversität und der Musical Theatre Academy
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Das Besondere an meiner Gemeinde ist …

Geboltskirchen

Einst war der Ort die Grenze zu 

Bayern. Ende des 18. Jahrhunderts 

wurden reiche Braunkohlevorkom-

men entdeckt und bis 1964 stand die 

Gemeinde im Zeichen des Bergbaus. 

Heute präsentiert sich Geboltskirchen 

als moderne Vitalwelt-Gemeinde mit 

touristischen Attraktionen und ho-

hem Wohnwert.

Was Geboltskirchen für seine etwa 

1.500 Einwohner unter anderem so 

attraktiv macht, ist zunächst seine 

Lage. Denn die Gemeinde liegt 

weniger als zehn Minuten von der 

Autobahn entfernt auf 555 Metern 

mitten im Grünen – kaum ein anderer 

Ort Oberösterreichs ist so zentral 

und doch so ruhig in eine gepflegte 

Landschaft eingebettet.

Der nächste „Wohlfühlfaktor“ ist 

das reibungslose Zusammenleben, 

in das auch neue Einwohner 

schnellstens integriert werden – 

und Nahversorgungs-Strukturen 

von Kindergarten, Volksschule und 

ärztlicher Versorgung bis hin zu 

Lebensmittelmarkt, Direktvermark-

tern ab Hof und Tankstelle sind eben-

falls vorhanden. Konstant steigende 

Nächtigungszahlen tragen ihr Übriges 

dazu bei, den Ort modern und am 

Puls der Zeit zu halten.

Sanfter Tourismus, 

maßgeschneiderte Erholung

Hier hat Urlaub natürlich nichts mit 

Pauschaltourismus zu tun, sondern 

ist ein individuelles Erlebnis: Wander-

freunde kommen im und um den 

Hausruck auf ihre Rechnung. Fitness-

fans können sportliche Einrichtungen, 

wie den 1. OÖ Nordic.Fitness.Park, 

Tennisplätze, Stockhalle, Reitanlage, 

und Badesee, nutzen. Oder beim 

Hausruck mitlaufen. Die wichtigste 

Voraussetzung für touristische Erfol-

ge ist und bleibt jedoch die Gastro-

nomie im Ort. In Geboltskirchen ist 

sie mit drei Gasthäusern und einer 

Most- und Buschenschank ebenso 

vorbildlich wie auch zahlreich. 

Sehenswert ist der Kohle-Bahnhof 

Scheiben samt Draisinen-Fahrrädern, 

Hauerzug und Bahnhofsmuseum. 

Auf den Schienen der Originaltrasse 

der ehemaligen Kohlebahn fährt man 

Kulisse des Hausruckwalds und des 

Hausruckkamms, einzigartige Pan-

oramen und unvergleichliche Land-

schaftsausschnitte sind dort zu se-

hen. Erwähnenswert sind außerdem 

die OÖ Landeskrippenbauschule mit 

-

ruck mit wechselnden Ausstellungs-

themen oder der Trattnach Ursprung 

mit Wasserspielplatz, Wasserrad, 

Wasserzyklon und mit unserem Mas-

kottchen „Trattino“. Am Naturerleb-

nisweg lernt man nicht nur Fakten 

über das Wasser der Trattnach, über 

Geologie oder Flora, sondern auch 

-

derten Freunde, vor allem über jene, 

die im Hausruck heimisch sind. Wer 

es volkstümlich liebt, hat immer wie-

der mal Gelegenheit, Ausrückungen 

von Vereinen und dergleichen zu be-

wundern. Wem dieses Angebot nicht 

reicht, der kann im näheren Umkreis 

Golf spielen, Sommerrodeln, Klettern 

-

menwelt in Bad Schallerbach genie-

ßen. Das dortige Thermalwasser ist 

aber auch im Ort verfügbar – geht es 

lediglich um Wellness, braucht man 

nicht erst in die Ferne schweifen.

Geboltskirchen ist ein ebenso moder-

ner wie idyllischer Ort.

Nähere Infos: Gemeindeamt 

 Geboltskirchen, 07732/3513, 

www.geboltskirchen.at, 
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DigiCamp 2019

Für die Next-Generation wird der 

professionelle Umgang mit modernen 

how in Ausbildung, Job und Alltag. Im 

DigiCamp der 4youCard wird Jugendli-

chen zwischen 11 und 14 Jahren die di-

gitale Welt spielerisch nähergebracht.

Ob YouTube-Stars, Robotik, 3D-Fac-

tory oder einfaches Programmieren 

– eine Woche lang dreht sich bei den 

DigiCamps alles ums Digitale. Anhand 

von verschiedenen Workshops hat 

jeder DigiCamper die Möglichkeit, 

seinen persönlichen Leidenschaften 

nachzugehen. Unter Anleitung von 

ten können sie in die vielfältigen digi-

talen Bereiche schnuppern und selbst 

aktiv werden.

Mit den DigiCamps trägt das Land 

OÖ dazu bei, Kinder und Jugend-

liche in einem möglichst breiten Sinn 

medienkompetent zu machen und 

ihnen die Chancen und Möglichkei-

ten der Digitalisierung aufzuzeigen. 

Aber auch Fake News, Privatsphäre 

im Netz und kompetenter Umgang 

mit Social Media werden thematisiert 

und bewusst gemacht. 

„Technikinteressierte Jugendliche von 

heute sind die IT-Fachkräfte von mor-

gen. Daher setzt das Land Oberöster-

reich mit den DigiCamps besonders 

in der Digitalisierung einen Schwer-

punkt. Einerseits um dem Fachkräfte-

mangel entgegenzusteuern und um 

junge Oberösterreicherinnen und 

Oberösterreicher auf die digitalen 

Herausforderungen vorzubereiten“, 

ist Landeshauptmann Thomas Stelzer 

überzeugt. 

In einer entspannten Umgebung und 

ohne Leistungsdruck lernen die Digi-

Camper die digitale Welt näher ken-

nen. Neben Spaß, Information und 

Weiterbildung rund um Computer 

und Internet bietet das Camp einen 

spannenden Ausgleich mit „analogen“ 

Programmpunkten: Von actionrei-

chen Sportangeboten bis hin zum 

gemeinsamen Lagerfeuer – es ist für 

jeden etwas dabei. 

modernen Agrarbildungszentren in 

Hagenberg und in Lambach statt:

 DigiCamp 1: 21. Juli – 26. Juli 2019 

in Hagenberg 

 DigiCamp 2: 28. Juli – 2. August 

2019 in Hagenberg 

 DigiCamp 3: 4. August – 9. August 

2019 in Lambach

Weitere Informationen sowie Infos zu 

den Kosten und Vergünstigungen mit 

der 4youCard – der Jugendkarte des 

Landes OÖ und der 4youCard.Junior 

gibt es unter

http://www.digicamp.at.
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Elektroinstallationstechnik

Elektrofachhandel

Photovoltaik

www.etech.at
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Bücher

zum Oö. Gemeinde-Dienst-

Stand: 2019,

ISBN: 978-3-99062-508-8, € 149,90

Das Oö. Gemeinde-Dienstrechts- und 

Gehaltsgesetz 2002 ist auf alle Ge-

meinden und Gemeindeverbände 

sowie auf Personen anzuwenden, die 

ab 1. Juli 2002 ein Dienstverhältnis als 

Vertragsbedienstete/r oder als Beam-

ter/Beamte begründet haben.

tolles Nachschlagewerk für Personen, 

Angelegenheiten zu bewältigen ha-

ben, sowie für alle Dienstrechtinter-

essierten. 

Die übersichtliche Darstellung der 

sowie die enthaltenen Musterdoku-

dienstrechtlichen Problemstellungen. 

Weiters sind zahlreiche Erläuterun-

gen, Tipps und Hinweise aus der 

Aufsichtsbehörde enthalten.

Aus dem Inhalt:

Gehaltsgesetz 2002:

Erläuterungen sowie Tipps und 

 Anlagenverzeichnis Begleitrege-

lungen, Informationen und Richt-

linien: 

Oö. Gemeinde-Einreihungsver-

ordnung – Begleitregelungen, Mus-

ter-Dienstvertrag, „Papamonat“ 

etc.

 Anlagenverzeichnis Verordnungen: 

Oö. Schwerarbeitsverordnung, Oö. 

Gemeinde-Dienstpostenplanver-

ordnung 2002 etc. Hae.

schutzrecht, DSGVO und DSG 

Kommentar in Faszikeln, 31. Lfg., 

Stand: 2019,

ISBN: 978-3-214-17259-6, € 198,00

Dieses Werk enthält eine gemeinsa-

me Kommentierung der inhaltlich 

verschränkten Bestimmungen von 

DSGVO und DSG, samt Erwägungs-

gründen und Erläuterungen. Es 

wissen von 33 Autoren und wurde 

diesem Kommentar sind Sie daher 

aufgrund der laufenden Erweiterun-

gen und Aktualisierungen immer 

am aktuellen Stand im Datenschutz-

recht.

Weitere wichtige Bestimmungen sind 

jetzt kommentiert und erweitern das 

Grundwerk:

stand und Ziele (Konrad Lach-

mayer)

Sachlicher Anwendungsbereich 

(Gregor Heißl)

gen (Elisabeth Hödl)

 Art 37–39 DSGVO – Benennung, 

Stellung, Aufgaben des Daten-

schutzbeauftragten (Gregor König)

 Art 40–43 DSGVO – Verhaltensre-

geln (Thomas Strohmaier)

– Beschwerde bei der Datenschutz-

behörde; Art 81, 82 DSGVO und 

Schadenersatz (Thomas Schweiger)

 Art 92, 93 DSGVO – Delegierte 

Rechtsakte und Durchführungs-

rechtsakte (Katarin Steinbrecher)

 Art 94–99 DSGVO – Schlussbestim-

Hae.
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FIT – DER PARTNER FÜR GEMEINDEN
Das Firmen-Intern-Training des WIFI OÖ unterstützt Sie mit 
maßgeschneiderten Trainings in den Bereichen Persönlichkeit, 
Management & Führung, Sprachen, EDV & Informatik.

Gemeinsam führen wir Ihr Team zum Erfolg.

FIRMEN-INTERN
TRAINING

Jetzt informieren! 05-7000-7356 wifi-fit.at
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Rechtsjournal

Baurecht

 Baurechtliche Relevanz von 

Wohnungszusammenlegungen

Erfolgt eine Wohnungszusammen-

legung ohne die Vornahme von bauli-

chen Änderungen, so kommt lediglich 

die Verwendungszweckänderung für 

die Beurteilung der Bewilligungs- 

Oö. BauO erfüllt, so besteht keine 

baubehördliche Handhabe. (Rechts-

auskunft des Amtes der Oö. Landes-

regierung vom 26. April 2019, IKD 

2019-48796/4–Um/Neu)

eines Pelletslagerraumes/ 

-bunkers

Wird ein Pelletsbunker als allseits 

umschlossener begehbarer Raum 

errichtet, so ist davon auszugehen, 

dass es sich dabei um ein Gebäude 

2013 handelt. Bei einer Größe von 
2 bebauter Fläche ist das Bau-

(Rechtsauskunft des Amtes der Oö. 

Landesregierung vom 15. Mai 2019, 

IKD-2019-244113/2–Sg)

 Beseitigung des sogenannten 

Notkamins

Ist beabsichtigt, einen bewilligten und 

projektgemäß errichteten Kamin zu 

entfernen, so stellt dies eine anzeige-

dar. Da laut aktueller Rechtslage kei-

Notkaminen mehr besteht, steht der 

Zurkenntnisnahme einer diesbezüg-

lich eingebrachten Bauanzeige nichts 

entgegen. (Rechtsauskunft des Amtes 

der Oö. Landesregierung vom 8. April 

2019, IKD-2019-74920/2–Um)

 Bauplatzbewilligung für Zubau 

Wintergarten

darf der Neu-, Zu- und Umbau 

-

chen bewilligt werden, für die eine 

Bauplatzbewilligung vorliegt oder 

gleichzeitig mit der Baubewilligung 

erteilt wird. Laut Ausschussbe-

richt zur Bauordnung 1994 (Beilage 

434/1994, XXIV. GP) ist für anzeige-

-

davon auszugehen, dass für die Er-

richtung eines Wintergartens keine 

Bauplatzbewilligung erforderlich ist. 

(Rechtsauskunft des Amtes der Oö. 

Landesregierung vom 4. April 2019, 

IKD-2019-42595/4Sg)

 Nutzungsänderung von 

„Gaststätte“„ auf „Wohnung“

Da mit einer (bloßen) Nutzungsände-

rung von „Gaststätte“ auf „Wohnung“ 

wohl keine „zusätzlichen schädlichen 

BauTG 2013) auftreten werden, wird 

die – ohne bauliche Änderungen 

– geplante Nutzungsänderung der 

(Rechtsauskunft des Amtes der Oö. 

Landesregierung vom 29. März 2019, 

IKD2019-102763/2–Pe)

 Errichtung eines Paddle Courts

Da ein Paddle Court unter kei-

-

-

miert werden kann, ist vielmehr auf-

grund der Konstruktion als ein Bau-

werk, im Hinblick insbesondere auf 

seine Verwendung und Größe, von 

des Amtes der Oö. Landesregie-

rung vom 8. April 2019, IKD-2019-

110424/2)

Betriebserweiterung 

besteht für Objekte eine Anschluss-

-

sorgungsanlage, wenn der zu erwar-

tende Wasserbedarf dieser Objekte 

-

gungsanlage voll befriedigt werden 

kann. Kann die Betriebserweiterung 

durch die Gemeinde-Wasserver-

sorgungsanlage nicht zur Gänze ver-

sorgt werden, so entsteht für diese 

Eine bescheidmäßige Bewilligung 

dieser Eigenwasserversorgung ist 

nach den Bestimmungen des Oö. 

WVG 2015 nicht möglich bzw. auch 

nicht erforderlich. (Rechtsauskunft 

des Amtes der Oö. Landesregie-

277918/232Sg)

 Instandhaltungskosten für 

Anschlussleitung

-

unterliegen. Ist eine Anschlusslei-

auszugehen, dass das Objekt, das 

durch diese Anschlussleitung ver-

unterliegt, die Kostentragungsrege-

lung des Oö. WVG 2015 daher nicht 

zur Anwendung gelangt und die 

Kostentragung für eine Instandhal-

tung somit der freien Vereinbarung 

zwischen dem Wasserverband und 

dem Anschlusswerber unterliegt. 
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(Rechtsauskunft des Amtes der Oö. 

Landesregierung vom 9. April 2019, 

IKD-2017-277918/242Sg)

-

gen nicht oder nicht zur Gänze um-

gesetzt, so ist dieser mit einem auf 

Bescheid der Gemeinde zum Bezug 

des gesamten Trink- bzw. Nutz-

Bescheid daraufhin nicht umgesetzt, 

so ist er der zuständigen Bezirksver-

waltungsbehörde zur Vollstreckung 

VVG zu übermitteln. (Rechtsauskunft 

des Amtes der Oö. Landesregie-

277918/231Sg)

entnahme aus Brunnen

Besteht aufgrund des geringen 

 Wasserverbrauchs der Verdacht, 

Oö. WVG der Wasserverbrauch nicht 

aus dem Gemeindenetz gedeckt 

wird, sondern dass das Wasser 

gemeindeeigenen Wasserleitungs-

ordnung (sofern beschlossen) 

Überprüfungen hinsichtlich der 

 Anschluss- und Verbrauchsleitung 

und des Wasserzählers durchzufüh-

ren.

Gleichzeitig stellt dieses Handeln 

eine Abgabenverkürzung von Was-

ser- und Kanalbenützungsgebühren 

dar, welches nach der BAO zu über-

prüfen ist. Im Rahmen der Beweis-

aufnahme hat/haben der/die Ab-

Grundstückes zu dulden und Aus-

künfte zu erteilen. (Rechtsauskunft 

des Amtes der Oö. Landesregierung 

270884/167Hc)

Raumordnung

 Erforderlichkeit einer 

Betriebswohnung

An die Erforderlichkeit einer Betriebs-

ist ein strenger Maßstab anzulegen. 

Eine Rufbereitschaft ist für sich nicht 

geeignet, die Erforderlichkeit einer 

Wohnsitznahme am Betriebsstandort 

zu begründen. Dasselbe gilt für un-

regelmäßige Arbeitszeiten. Die Er-

forderlichkeit einer Betriebswohnung 

kann sich insbesondere nicht schon 

alleine daraus ergeben, dass Fahrten 

zwischen dem Betriebsstandort und 

einem woanders gelegenen Wohn-

sitz vermieden werden sollen. (VwGH 

Abgabenrecht

 Herabsetzung der 

Nachforderungszinsen

BAO kann auch im Zuge eines Be-

schwerdeverfahrens gestellt wer-

den, ermöglicht aber lediglich eine 

Herabsetzung von Nachforderungs-

zinsen, nicht hingegen eine darüber 

hinausgehende Verzinsung eines 

Guthabens zugunsten des Abgabe-

2018/15/0005)

 Rückzahlung von 

Benützungsgebühren

Wurde einem Gemeindebürger Be-

nützungsgebühren zu Unrecht vorge-

schrieben, so ist davon auszugehen, 

dass sich aufgrund der bezahlten 

BAO auf dem Konto des Gemeinde-

solch eines Guthabens kann auf An-

Amts wegen erfolgen. Eine bescheid-

mäßige Erledigung dieses Antrages 

ist nur dann notwendig, wenn dem 

Antrag nicht entsprochen wird. Der 

Anspruch auf Rückzahlung erlischt 

-

ren. (Rechtsauskunft des Amtes der 

Oö. Landesregierung vom 11. April 

2019, IKD-2017-270884/169Hc)

Verwaltungsverfahren

 Anberaumung einer mündlichen 

Verhandlung durch Anschlag in 

der Gemeinde

Während die Gesetzesmaterialien 

keinen Aufschluss darüber geben, 

angesprochen ist (vgl. 116 BlgNR 

dass damit jene Gemeinde gemeint 

ist, in deren Gebiet die Verhandlung 

auch vom Verwaltungsgerichtshof 

zugestimmt, da es um die bloße 

Zu dem möglichen Ort der Verhand-

dass diese womöglich an „Ort und 

Stelle“ zu erfolgen hat, sofern sie 

mit einem Augenschein verbunden 

ist. Ist dies nicht vorgesehen, so 

ergibt sich, dass die Gemeinde, in 

deren Gebiet die Verhandlung statt-

Abhaltung an der Amtstafel gemäß 

2018/05/0157)

 Vertretung des Bürgermeisters 

muss ersichtlich sein

Die der Baubehörde übertragenen 

Aufgaben sind im eigenen Wirkungs-

bereich der Gemeinde zu besorgen. 

Zuständige Behörde ist daher der 

Bürgermeister/die Bürgermeisterin. 

Ist der Bürgermeister/die Bürger-

meisterin verhindert, so wird er/

sie vom Vizebürgermeister/von der 

Vizebürgermeisterin vertreten. Er/

sie nimmt dabei nicht die Stellung 

des Bürgermeisters/der Bürger-

meisterin als Behörde ein, sondern 
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Wertsicherung

Monat

Klein-

handels-

index

VP I Ø

1958

VP II Ø

1958

VP Ø

1966

VP Ø

1976

VP Ø

1986

VP Ø

1996

VP Ø

2000

VP Ø

2005

VP Ø

2010

VP Ø

2015

HVPI

2015

Baukostenindex 

für Straßen-

bau (Basis: 

2010=100)

Baukostenindex 

für Straßen-

bau (Basis: 

2015=100)

April 2019
(endgültig)

5168,8 682,6 684,8 535,7 305,2 196,4 150,2 142,7 129,1 117,9 106,5 107,12 116,1 108,2

Mai 2019 5178,5 683,8 686,1 536,7 305,8 196,8 150,4 143,0 129,3 118,1 106,7 107,17 117,7 109,7

Die oben verwendeten Abkürzungen bedeuten Folgendes:
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macht dich stärker.
Kommunizieren, austauschen, werben:
INGoo.at ist die Wissensplattform für 
alle oberösterreichischen Ingenieurbüros.

gebäudeklimaperfektionierer
... durch Installationstechnik. Energie intelligenter nutzen: Die oö. Ingenieur-
büros für Elektrotechnik entwickeln innovative Lösungen rund um Sicher-
heits-, Mess-, Steuer- und Regeltechnik bis hin zu Lichttechnik und 
Kommunikation – für zukunftssichere Energieversorgung. Planung, Berech-
nung, Überwachung, Beratung: Mit uns sind Sie auf der sicheren Seite. 
ooe-ingenieurbueros.at

vertritt den Bürgermeister/die 

Bürgermeisterin lediglich in dieser 

germeisters/der Bürgermeisterin 

meister/für die  Bürgermeisterin“, 

ersichtlich gemacht werden. (LVwG 

– 152164/2)

Sonstiges

von der Vorschriftsmäßigkeit 

des Kfz zu überzeugen, umfasst 

auch Radar- oder Laserblocker

KFG 1967 umfasst ohne Einschrän-

kung alle für das Lenken von Kraft-

fahrzeugen in Betracht kommenden 

Vorschriften, denen das zu lenkende 

Kraftfahrzeug zu entsprechen und 

wovon sich der Kraftfahrzeuglenker 

vor Inbetriebnahme zu überzeugen 

hat. In diesem Sinne wurde in der 

Rechtsprechung des VwGH etwa auch 

das Anbringen der Kennzeichentafeln 

miert (ebenso in das Fahrzeug des Ar-

beitgebers eingebauter Laserblocker). 

Hae.
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1 m Baulänge, bis zu 9 Kanäle (mit je 100 x 100 mm) in 1 Stück

MEGA-Kabelkanal

Durch einfaches Zusammenschieben
können in kürzester Zeit lange Leitungsstränge verlegt werden.

äußerst widerstandsfähig gegen Druckbelastungen 
gegenüber Standard Kabelschutzrohre SN8, dadurch ist auch eine 
geringere Überschüttung möglich

Die benötigte Künette fällt gegenüber
Kabelpaketen deutlich kleiner aus.

30
  t/m²*

*aufgebrachte Belastung,
bei der sich der Kanal um 3% verformt

NEU

PP-MEGA-Rohr      oder Drän

  länger stand (Geröll, Schotter, Sand, ...)
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